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März 1938: Die Massen jubeln,

als Adolf Hitler auf dem Wiener

Heldenplatz das Ende der

Republik Österreich verkündet.
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„Ein Begräbnis aller menschlichen
Würde“, konstatierte Carl Zuckmayer

Die Stunde des

Kajetan
Mühlmann

Am Abend des 11. März 1938 beginnen die

Nazis in Österreich zu übernehmen. Einer von

ihnen ist der Salzburger Kajetan Mühlmann,

der des Führers großer Kunsträuber wird.

Von Christian Weniger

G
ott schütze Öster-
reich.“ Mit diesem
Wunsch beendet Bun-
deskanzler Kurt

Schuschnigg am 11. März weni-
ge Minuten vor 20 Uhr seine
Radioansprache, mit der er sei-
nen Rücktritt bekannt gibt. Die
Ansprache wird aus dem Eck-
zimmer des Kanzleramtes
übertragen, aus jenem Raum,
in dem Schuschniggs Vorgän-
ger Engelbert Dollfuß am 25.
Juli 1934 von den Nationalso-
zialisten bei ihrem misslunge-
nen Putsch ermordet worden
war. Der fromme Wunsch des
scheidenden Kanzlers wird
nicht erhört. Als ob ein
Schnellkochtopf explodiert
und seinen ganzen Inhalt mit
aller Wucht ausspeit, gebärde-
ten sich jetzt die Nationalso-
zialisten, die auf die Straßen
und Plätze strömten, alte Par-
teigenossen und neue, vereint
im Taumel des Sieges.

Der Schriftsteller Carl Zuck-
mayer beschrieb diese Nacht
auf den 12. März in seinen Erin-
nerungen „Als wär’s ein Stück
von mir“ so: „An diesem
Abend brach die Hölle los. Die
Unterwelt hatte ihre Pforten
aufgetan und ihre niedrigsten,
scheußlichsten, unreinsten
Geister losgelassen. Die Luft
war von einem unablässig gel-
lenden, wüsten, hysterischen
Gekreische erfüllt, aus Män-
ner- und Weiberkehlen, das
tage- und nächtelang weiter-
schrillte. Und alle Menschen
verloren ihr Gesicht, glichen
einer verzerrten Fratze: die ei-
nen in Angst, die andren in
Lüge, die andren in wildem,
hasserfülltem Triumph. Es war
ein Hexensabbat des Pöbels
und ein Begräbnis aller
menschlichen Würde.“

Das ist auch die Stunde eines
gewissen Kajetan Mühlmann.

Einem aus Salzburg stammen-
den Kunsthistoriker, der schon
früh zur Familie Hermann Gö-
rings, des späteren Reichsmar-
schalls, Kontakte knüpfte. Die
Behörden des österrei-
chischen Ständestaates sehen
diesen Mühlmann 1935 in
Diensten der verbotenen Nazi-
Partei und auf den Sturz der
Regierung hinarbeitend. Bei
einem Prozess wird er aber
freigesprochen.

Im Februar 1938 taucht
Mühlmann wieder auf. Auf
dem Obersalzberg, bei Adolf

Hitler. Am 12. Februar, als
Schuschnigg auf dem Berghof
des Obersalzberges vom deut-
schen Diktator gedemütigt
wird, ist der kunstsinnige Salz-
burger zur Stelle. Als eine Art
Vertrauensmann Hitlers, der
ihn über die Verlässlichkeit von
Arthur Seyß-Inquart, der künf-
tig in der österreichischen Re-
gierung als Sicherheitsminister
die braunen Interessen vertre-
ten soll, befragt. Mühlmann ist
mit Seyß-Inquart befreundet.
Der gebürtige Salzburger befin-
det sich am 11. März in Wien in

der Zentrale der Nationalsozia-
listen, wo die führenden Nazis
geschäftig den Umsturz und
späteren Anschluss Österreichs
an Hitlers Reich vorbereiten.

Noch ohne irgendeine staatli-
che Funktion zu haben, verhaf-
tet Mühlmann in der Nacht von
11. auf 12. März den Diplomaten
Theodor Hornbostel, der als
Mitarbeiter im Außenministe-
rium Stunden zuvor telefonisch
versucht hat, Hilfe in London,
Paris und Rom gegen den be-
vorstehenden deutschen Ein-
marsch zu bekommen.

Nach der Ernennung von Seyß-
Inquart zum Bundeskanzler er-
hält auch Mühlmann endlich
seinen Lohn: Der nun offiziell
ranghohe SS-Mann wird zum
Staatssekretär für Kultur be-
stellt. Damit startet seine Kar-
riere als Kunsträuber für das
Naziregime. Nach Wien über-
siedelt die „Dienststelle Mühl-
mann“ nach Polen und in die
Niederlande. Er beschlagnahmt
mit seiner Bande öffentliche
Kunstschätze und raubt Juden
ihren Besitz.

Mit Ende des Krieges wird
der Nazi Mühlmann, „im Rang
eines Generals“, wie er gerne
protzte, von den Amerikanern
zwar interniert, er kann jedoch
entwischen und lebt ungestört
am Starnberger See, macht Aus-
sagen über den einen oder an-
deren Kriegsverbrecher. Er sei
nie ein illegaler Nazi gewesen,
sondern erst am 1. April 1938 der
Partei beigetreten, gibt der vor-
malige SS-Oberführer zu Proto-
koll. Mühlmann bleibt von der
Justiz unbehelligt. Seinen Un-
terhalt finanziert er angeblich
mit dem Verkauf geraubter
Kunstgegenstände, die er bei-
seiteschaffen konnte. Des Füh-
rers beamteter Kunsträuber
stirbt am 2. August 1958 in Mün-
chen an Krebs und wird in Salz-
burg begraben.
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Der Begriff „Anschluss“
wurde von den Nationalso-
zialisten als Ziel geprägt.
Daher empfehlen Historiker,
das Wort bei Verwendung im
Zusammenhang mit den
Vorgängen im März 1938
unter Anführungszeichen
zu setzen, um nicht in die
Terminologie der National-
sozialisten zu verfallen.

Stichwort:

Der „Anschluss“
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Kurt Schuschnigg suchte den Weg nach vorne – und scheiterte PICTUREDESK

Zwischen allen

Fronten
Die dramatischen Ereignisse im Jahr 1938

zeigen sowohl auf menschlicher als auch

politischer Ebene die Ambivalenz, die typisch

für die Geschichte unseres Landes ist.

Von Helmut Konrad

M
eine Mutter war
noch nicht einmal
14 Jahre alt, als sie
sich Anfang April

1938 von Köflach auf den Weg
machte, um in Graz Adolf Hit-
ler zu sehen und ihm zuzuju-
beln. Gemeinsam mit ihrer
Cousine stand sie am Straßen-
rand, als der „Führer“ vorbei-
fuhr. Statt laut zu jubeln, brach-
te meine Mutter vor Ergriffen-
heit keinen Ton heraus, sie war
tief bewegt. Ihr Vater war als
alter Sozialdemokrat im Koh-
lerevier entlassen worden,
auch er setzte nunmehr seine
Hoffnungen auf die neue Zeit.

Mein Vater hingegen, fast
zehn Jahre älter als meine Mut-
ter, hatte als lediges Kind einer
Magd in Preitenegg soziale
Ausgrenzung erfahren, vor al-
lem durch die Kirche. Deutsch-
nationale Bildungsbürger aus
der Bezirksstadt Wolfsberg er-
möglichten ihm den Besuch der
Bürgerschule und schließlich
der Lehrerbildungsanstalt. In
diesem Milieu war die Mitglied-
schaft im Turnerbund selbst-
verständlich. Sein Bund erwarb
den Sablatnigsee im slowe-
nischsprachigen Gebiet Kärn-
tens, nannte ihn fortan Turner-
see und errichtete dort ein Feri-
enlager zur körperlichen Er-
tüchtigung und zur nationalen
Schulung. Der Weg hin zum
Nationalsozialismus war vorge-
zeichnet.

Familiengeschichten wie die-
se gibt es in Massen. Aber es
gibt auch die alternativen Bio-
graphien, jene des Widerstands,
der Verfolgung, der Vertrei-
bung und der Vernichtung.
Mein Umgang ist seit vielen
Jahren stärker mit Menschen
mit diesen Familiengeschichten
abgelaufen, die Ambivalenz der
eigenen Familiengeschichte
war aber immer da, oft durch-
aus schmerzhaft.

Diese Ambivalenz ist typisch
für die Geschichte unseres Lan-
des in den Tagen der dramati-
schen Veränderung im Jahr
1938. Nach 1945 war man froh,
dass Österreich als „erstes Op-
fer“ nationalsozialistischer Ag-
gression galt. Man konnte die
Verantwortung abschieben und
die moralischen oder ökonomi-
schen Konsequenzen aus den
Verbrechen der Jahre vor 1945
getrost nach Deutschland aus-
lagern. Wir waren ja 1938 er-
obert und 1945 wieder befreit
worden. Dass dies zumindest
nur eine Teilwahrheit ist, wurde
der breiten Öffentlichkeit spä-
testens in der sogenannten
„Waldheim-Affäre“ im Wahl-
kampf um das Präsidentenamt
im Jahr 1986 bewusst.

Tatsächlich war das Streben
nach einer Vereinigung mit
Deutschland Teil der österrei-

chischen Geschichte mindes-
tens seit 1848. Selbst die Sozial-
demokraten hatten den An-
schluss in ihrem Parteipro-
gramm und strichen diesen Pas-
sus erst nach der Machtüber-
nahme Hitlers aus der Liste ih-
rer politischen Ziele. Hitler
selbst hatte erst 1932 die deut-
sche Staatsbürgerschaft er-
langt. Bis 1925 besaß er einen ös-
terreichischen Pass. Für ihn war
die Eingliederung Österreichs
stets ein politisches Ziel, aller-
dings hatte er Rücksicht auf Ita-
lien zu nehmen, und Benito
Mussolini sah sich anfangs als
Protektor des österreichischen
Ständestaates. Als aber Italien

im Abessinienkrieg, der 1935 be-
gonnen hatte, jede internationa-
le Reputation verloren hatte,
was zu einer Annäherung von
Italien und Deutschland führte,
hatte Österreich seine Schutz-
macht verloren und musste ei-
genständig versuchen, die Un-
abhängigkeit von Deutschland
zu bewahren.

 Man sah sich selbst als „bes-
serer deutscher Staat“ mit län-
geren Traditionen und überle-
genen Kulturleistungen, aber
machtpolitisch, militärisch und
ökonomisch war man gegen-
über dem großen Nachbarn
nicht konkurrenzfähig. Und der
Druck Deutschlands war durch

die 1000 Mark-Sperre vor allem
wirtschaftlich groß geworden.
Deutschland verlangte ab dem
Verbot der Nationalsozialisti-
schen Partei in Österreich von
jedem deutschen Bürger beim
Grenzübertritt nach Österreich
1000 Reichsmark, was den ös-
terreichischen Fremdenverkehr
praktisch an den Rand des Ab-
grunds brachte. Aber nicht nur
der Fremdenverkehr litt, son-
dern auch an den österrei-
chischen Universitäten brachen
die deutschen Studierenden
weg.

Eine Lösung erhoffte man

Fortsetzung auf Seite 6
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Der Einmarsch wurde später als „Blumenfeldzug“ bezeichnet

Auf dem
Balkon

des Linzer
Rathauses

PICTUREDESK

fen mit Hitler am 12. Februar
1938 auf dem Berghof zu. Dort
sah er sich von seinem Gastge-
ber gedemütigt und in dieser
Position gezwungen, das
„Berchtesgadener Abkommen“
zu unterschreiben, das die völ-
lige Agitationsfreiheit und die
Wiederherstellung der Legali-
tät für die österreichischen Na-
tionalsozialisten sowie die Ein-
bindung führender Nationalso-
zialisten auf wichtigen Regie-
rungsposten vorsah.

Schuschnigg suchte den al-
leinigen Weg nach vorne. „Bis
in den Tod: Rot-Weiß-Rot!“,

sich durch das Juliabkommen
von 1936, das am 11. Juli zwi-
schen Österreich und
Deutschland geschlossen wur-
de. Deutschland anerkannte
darin die volle Souveränität
Österreichs, hob die 1000-
Mark-Sperre auf und gab die
Zusicherung, sich nicht in die
Innenpolitik des Nachbarn
einzumischen. Österreich hin-
gegen gab das Bekenntnis ab,
ein deutscher Staat zu sein,
und erklärte sich bereit, zwei
Vertrauensleute der National-
sozialisten in die Regierung
aufzunehmen. So ernannte
Bundespräsident Wilhelm Mi-
klas auf Vorschlag von Kanzler
Kurt Schuschnigg Guido
Schmidt als Staatssekretär im
Außenministerium und Ed-
mund Glaise-Horstenau zum
Minister ohne Geschäftsbe-
reich. Die NSDAP blieb verbo-
ten, aber sie begann, die Beam-
ten und die Exekutive zu unter-
wandern und im halböffentli-
chen Bereich immer auffälliger
zu agieren. Arthur Seyß-In-
quart wurde in den Staatsrat
aufgenommen, und 1937 öffne-
te sich die Vaterländische
Front für die Nationalsozialis-
ten.

Vergeblich bemühte sich
Schuschnigg, eine Garantieer-
klärung für Österreichs Exis-
tenz von den Briten zu erlan-
gen. Die Position Österreichs
war isoliert, und alleine konnte
man dem Druck aus dem Nach-
barland schwer standhalten,
zumal es nicht verborgen blieb,
dass ein guter Teil der öster-
reichischen Bevölkerung mit
Hitler sympathisierte. Und
Schuschnigg hatte wohl keine
Mehrheit der Bevölkerung hin-
ter seiner Politik. In dieser Si-
tuation stimmte er einem Tref-

sprach er emotional am 24. Fe-
bruar aus. Und am 9. März kün-
digte er für den 13. März eine
Volksabstimmung über die
Unabhängigkeit Österreichs
an, dessen Fragestellung lau-
ten sollte, ob man „für ein frei-
es und deutsches, unabhängi-
ges und soziales, ein christli-
ches und einiges Österreich“
sei oder nicht. Die Linke zog
mit, druckte Zehntausende
Flugblätter für ein Ja und ver-
teilte sie vor den Betrieben. Es
war den Nationalsozialisten
klar, dass diese Öffnung nach
links zu einem Ja bei der Ab-

stimmung führen würde. Dem
wollte man zuvorkommen. Un-
ter großem Druck zwang man
Schuschnigg am Nachmittag
des 11. März dazu, die Volksab-
stimmung abzusagen und zu-
rückzutreten. Seyß-Inquart
sollte Kanzler werden. Mit ei-
nem „Gott schütze Österreich“
verabschiedete sich der alte
Kanzler und beschwor gleich-
zeitig, dass kein „deutsches
Blut“ vergossen werden sollte.

Am 11. März hatte Hitler die
Weisung für den Einmarsch ge-
geben, und am 12. März über-
schritten vorerst 65.000 Mann
die österreichische Grenze. Sie
stießen auf keinen Widerstand,
sahen vielmehr jubelnde Men-
schen am Straßenrand. Hitler
überschritt am 12. März 1938 bei
Braunau die Grenze, um ein
paar Stunden später vom Bal-
kon des Linzer Rathauses aus
seine erste große Rede auf ös-
terreichischem Boden zu hal-
ten. Schon am 13. März wurde
das Gesetz über die „Wieder-
vereinigung Österreichs mit
dem Deutschen Reich“ (man
beachte das „Wieder“!) be-
schlossen. Österreich hatte auf-
gehört, als selbstständiger Staat
zu existieren.

Österreich war also tatsächlich
Opfer eines Drucks von außen,
Opfer eines militärischen Ag-
gressionsaktes und Opfer von
Hitlers Strategie der Überwin-
dung der Bestimmungen des
Versailler Friedensvertrages.
Aber das ist nur eine Seite der
Geschichte. Die Machtüber-
nahme des Nationalsozialismus
erfolgte auch von innen, durch

jenes Drittel der österrei-
chischen Bevölkerung, das aus
unterschiedlichsten Motiven
seine Zukunftshoffnungen auf
das nationalsozialistische
Deutschland ausgerichtet hatte.
Nun wollten aber sehr rasch
viele schon lange Nationalso-
zialisten gewesen sein. So man-
cher Mensch, der vorne am An-
zug das Abzeichen der Vater-
ländischen Front getragen hat-
te, hatte hinter dem Revers
schon das Hakenkreuz stecken
gehabt. Viele waren aber ein-
fach Opportunisten, „Märzveil-
chen“, denen es darum ging,

sich mit neuen Machthabern zu
arrangieren und von zu erwar-
tenden Veränderungen zu pro-
fitieren. Und es gab neue Auf-
stiegsmöglichkeiten, die mit
der Vertreibung nunmehr un-
liebsamer Menschen frei ge-
worden waren.

Unrühmlich schritt die Karl-
Franzens-Universität Graz vo-
ran. Schon fünf Tage nach dem
12. März beschloss der akademi-
sche Senat, ein Gesuch an Hitler
zu stellen, die Schirmherrschaft
über die Universität zu über-
nehmen und ihr zu gestatten,
den Titel „Adolf Hitler Univer-

sität“ zu führen. Gleichzeitig
sollte den Herren Dr. Alfons
Gorbach und Dr. Karl Maria
Stepan das Doktorat aberkannt
werden. Rektor war damals Jo-
sef Dobretsberger, Sozialminis-
ter im Ständestaat und ein
Mann, der sich um einen Aus-
gleich mit der Linken bemühte.
Nach 1945 wiedergewählt, be-
kam er bald Probleme mit der
ÖVP und mutierte zum Anhän-
ger der KPÖ. Er trat nach der
denkwürdigen Senatssitzung
am 17. März 1938 zurück, sein
Nachfolger Adolf Zauner setzte
aber die Beschlüsse um. Täter,
Mitläufer und Opfer, alle Men-
schentypen konnte man 1938 in
Österreich finden. Überzeugte
Anhänger des Nationalsozialis-
mus, die sich von ihm eine Zu-
kunftsperspektive erhofften,
mischten sich mit Opportunis-
ten, die auf Karrieren oder Be-
reicherung setzten.

Und auf der anderen Seite: Men-
schen, die durch die Nürnber-
ger Gesetze, die nunmehr auch
bei uns galten, ausgegrenzt und
nicht nur materiell, sondern
existenziell gefährdet waren.
Darunter waren viele, die sich
um Österreich große Verdiens-
te erworben hatten, als tapfere
Soldaten im Ersten Weltkrieg
oder als herausragende Staats-
bürger der Ersten Republik. Die
meisten wollten nicht wahrha-
ben, wie wenig ihre Verdienste
galten. Andere, darunter meine
Eltern, glaubten 1938 an eine
leuchtende Zukunft. Sie stimm-
ten, wie fast alle, bei Hitlers
Volksabstimmung mit Ja, und
mein Vater zog wie Hundert-
tausende in den Krieg für sein
vermeintliches neues Vater-
land. Meine Mutter genoss die
Aktivitäten und die Ferienauf-
enthalte beim BDM, und es soll-
te einige Jahre dauern, bis beide
sehen konnten, was die Konse-
quenz ihrer Überzeugung letzt-
lich gewesen war. Das war für
sie, wie für viele andere, kein
leichter, sondern ein schmerz-
hafter Lernprozess, den sie
aber, und dafür sein ihnen ge-
dankt, bewältigt haben.

Fortsetzung von Seite 5
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Der Einmarsch wurde später als „Blumenfeldzug“ bezeichnet

Auf dem
Balkon

des Linzer
Rathauses

PICTUREDESK

fen mit Hitler am 12. Februar
1938 auf dem Berghof zu. Dort
sah er sich von seinem Gastge-
ber gedemütigt und in dieser
Position gezwungen, das
„Berchtesgadener Abkommen“
zu unterschreiben, das die völ-
lige Agitationsfreiheit und die
Wiederherstellung der Legali-
tät für die österreichischen Na-
tionalsozialisten sowie die Ein-
bindung führender Nationalso-
zialisten auf wichtigen Regie-
rungsposten vorsah.

Schuschnigg suchte den al-
leinigen Weg nach vorne. „Bis
in den Tod: Rot-Weiß-Rot!“,

sich durch das Juliabkommen
von 1936, das am 11. Juli zwi-
schen Österreich und
Deutschland geschlossen wur-
de. Deutschland anerkannte
darin die volle Souveränität
Österreichs, hob die 1000-
Mark-Sperre auf und gab die
Zusicherung, sich nicht in die
Innenpolitik des Nachbarn
einzumischen. Österreich hin-
gegen gab das Bekenntnis ab,
ein deutscher Staat zu sein,
und erklärte sich bereit, zwei
Vertrauensleute der National-
sozialisten in die Regierung
aufzunehmen. So ernannte
Bundespräsident Wilhelm Mi-
klas auf Vorschlag von Kanzler
Kurt Schuschnigg Guido
Schmidt als Staatssekretär im
Außenministerium und Ed-
mund Glaise-Horstenau zum
Minister ohne Geschäftsbe-
reich. Die NSDAP blieb verbo-
ten, aber sie begann, die Beam-
ten und die Exekutive zu unter-
wandern und im halböffentli-
chen Bereich immer auffälliger
zu agieren. Arthur Seyß-In-
quart wurde in den Staatsrat
aufgenommen, und 1937 öffne-
te sich die Vaterländische
Front für die Nationalsozialis-
ten.

Vergeblich bemühte sich
Schuschnigg, eine Garantieer-
klärung für Österreichs Exis-
tenz von den Briten zu erlan-
gen. Die Position Österreichs
war isoliert, und alleine konnte
man dem Druck aus dem Nach-
barland schwer standhalten,
zumal es nicht verborgen blieb,
dass ein guter Teil der öster-
reichischen Bevölkerung mit
Hitler sympathisierte. Und
Schuschnigg hatte wohl keine
Mehrheit der Bevölkerung hin-
ter seiner Politik. In dieser Si-
tuation stimmte er einem Tref-

sprach er emotional am 24. Fe-
bruar aus. Und am 9. März kün-
digte er für den 13. März eine
Volksabstimmung über die
Unabhängigkeit Österreichs
an, dessen Fragestellung lau-
ten sollte, ob man „für ein frei-
es und deutsches, unabhängi-
ges und soziales, ein christli-
ches und einiges Österreich“
sei oder nicht. Die Linke zog
mit, druckte Zehntausende
Flugblätter für ein Ja und ver-
teilte sie vor den Betrieben. Es
war den Nationalsozialisten
klar, dass diese Öffnung nach
links zu einem Ja bei der Ab-

stimmung führen würde. Dem
wollte man zuvorkommen. Un-
ter großem Druck zwang man
Schuschnigg am Nachmittag
des 11. März dazu, die Volksab-
stimmung abzusagen und zu-
rückzutreten. Seyß-Inquart
sollte Kanzler werden. Mit ei-
nem „Gott schütze Österreich“
verabschiedete sich der alte
Kanzler und beschwor gleich-
zeitig, dass kein „deutsches
Blut“ vergossen werden sollte.

Am 11. März hatte Hitler die
Weisung für den Einmarsch ge-
geben, und am 12. März über-
schritten vorerst 65.000 Mann
die österreichische Grenze. Sie
stießen auf keinen Widerstand,
sahen vielmehr jubelnde Men-
schen am Straßenrand. Hitler
überschritt am 12. März 1938 bei
Braunau die Grenze, um ein
paar Stunden später vom Bal-
kon des Linzer Rathauses aus
seine erste große Rede auf ös-
terreichischem Boden zu hal-
ten. Schon am 13. März wurde
das Gesetz über die „Wieder-
vereinigung Österreichs mit
dem Deutschen Reich“ (man
beachte das „Wieder“!) be-
schlossen. Österreich hatte auf-
gehört, als selbstständiger Staat
zu existieren.

Österreich war also tatsächlich
Opfer eines Drucks von außen,
Opfer eines militärischen Ag-
gressionsaktes und Opfer von
Hitlers Strategie der Überwin-
dung der Bestimmungen des
Versailler Friedensvertrages.
Aber das ist nur eine Seite der
Geschichte. Die Machtüber-
nahme des Nationalsozialismus
erfolgte auch von innen, durch

jenes Drittel der österrei-
chischen Bevölkerung, das aus
unterschiedlichsten Motiven
seine Zukunftshoffnungen auf
das nationalsozialistische
Deutschland ausgerichtet hatte.
Nun wollten aber sehr rasch
viele schon lange Nationalso-
zialisten gewesen sein. So man-
cher Mensch, der vorne am An-
zug das Abzeichen der Vater-
ländischen Front getragen hat-
te, hatte hinter dem Revers
schon das Hakenkreuz stecken
gehabt. Viele waren aber ein-
fach Opportunisten, „Märzveil-
chen“, denen es darum ging,

sich mit neuen Machthabern zu
arrangieren und von zu erwar-
tenden Veränderungen zu pro-
fitieren. Und es gab neue Auf-
stiegsmöglichkeiten, die mit
der Vertreibung nunmehr un-
liebsamer Menschen frei ge-
worden waren.

Unrühmlich schritt die Karl-
Franzens-Universität Graz vo-
ran. Schon fünf Tage nach dem
12. März beschloss der akademi-
sche Senat, ein Gesuch an Hitler
zu stellen, die Schirmherrschaft
über die Universität zu über-
nehmen und ihr zu gestatten,
den Titel „Adolf Hitler Univer-

sität“ zu führen. Gleichzeitig
sollte den Herren Dr. Alfons
Gorbach und Dr. Karl Maria
Stepan das Doktorat aberkannt
werden. Rektor war damals Jo-
sef Dobretsberger, Sozialminis-
ter im Ständestaat und ein
Mann, der sich um einen Aus-
gleich mit der Linken bemühte.
Nach 1945 wiedergewählt, be-
kam er bald Probleme mit der
ÖVP und mutierte zum Anhän-
ger der KPÖ. Er trat nach der
denkwürdigen Senatssitzung
am 17. März 1938 zurück, sein
Nachfolger Adolf Zauner setzte
aber die Beschlüsse um. Täter,
Mitläufer und Opfer, alle Men-
schentypen konnte man 1938 in
Österreich finden. Überzeugte
Anhänger des Nationalsozialis-
mus, die sich von ihm eine Zu-
kunftsperspektive erhofften,
mischten sich mit Opportunis-
ten, die auf Karrieren oder Be-
reicherung setzten.

Und auf der anderen Seite: Men-
schen, die durch die Nürnber-
ger Gesetze, die nunmehr auch
bei uns galten, ausgegrenzt und
nicht nur materiell, sondern
existenziell gefährdet waren.
Darunter waren viele, die sich
um Österreich große Verdiens-
te erworben hatten, als tapfere
Soldaten im Ersten Weltkrieg
oder als herausragende Staats-
bürger der Ersten Republik. Die
meisten wollten nicht wahrha-
ben, wie wenig ihre Verdienste
galten. Andere, darunter meine
Eltern, glaubten 1938 an eine
leuchtende Zukunft. Sie stimm-
ten, wie fast alle, bei Hitlers
Volksabstimmung mit Ja, und
mein Vater zog wie Hundert-
tausende in den Krieg für sein
vermeintliches neues Vater-
land. Meine Mutter genoss die
Aktivitäten und die Ferienauf-
enthalte beim BDM, und es soll-
te einige Jahre dauern, bis beide
sehen konnten, was die Konse-
quenz ihrer Überzeugung letzt-
lich gewesen war. Das war für
sie, wie für viele andere, kein
leichter, sondern ein schmerz-
hafter Lernprozess, den sie
aber, und dafür sein ihnen ge-
dankt, bewältigt haben.
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Kanzler Schuschnigg kündigt am Abend des 9. März in Innsbruck die Abhaltung einer Volksabstimmung über Österreich an PICTUREDESK (2)

S
CHUSCHNIGG: Ich
möchte zunächst dan-
ken, Herr Reichskanzler,
dass Sie mir Gelegenheit

zu dieser Aussprache gegeben
haben; ich versichere vor al-
lem, dass es uns mit dem Ab-
kommen vom Juli 1936 sehr
ernst ist. [...] Wir haben jeden-
falls alles dazu getan, um zu be-
weisen, dass wir dem Sinn und
Wortlaut des Abkommens ge-
mäß eine deutsche Politik zu
führen entschlossen sind.

HITLER: So, das nennen Sie eine
deutsche Politik, Herr
Schuschnigg? Sie haben im Ge-
genteil alles dazu getan, um
eine deutsche Politik zu ver-
meiden. [...] Übrigens hat Ös-
terreich nie etwas getan, was
dem Deutschen Reich genützt
hat. Seine ganze Geschichte ist
ein ununterbrochener Volks-
verrat. Das war früher nicht
anders wie heute. Aber dieser
geschichtliche Widersinn
muss endlich sein längst fälli-
ges Ende finden. Und das sage
ich Ihnen, Herr Schuschnigg:
Ich bin fest dazu entschlossen,
mit dem allem ein Ende zu ma-
chen. [...]

SCHUSCHNIGG: Ich kenne Ihre
Auffassung über die österrei-
chische Frage und österrei-
chische Geschichte, Herr
Reichskanzler; aber Sie wer-
den verstehen, dass ich hier
grundlegend anderer Meinung
bin. Für Österreich ist die gan-
ze eigene Geschichte ein sehr
wesentliches und wertvolles
Stück deutscher Geschichte
gewesen, das sich aus dem ge-
samtdeutschen Bilde nicht
wegdenken lässt. Und die ös-
terreichische nationale Leis-
tung ist sehr beträchtlich.

HITLER: Gleich null! Das kann
ich Ihnen sagen. Von Öster-
reich aus bekam jede nationale
Regung seit je nur Prügel zwi-
schen die Füße; das war ja auch
die Haupttätigkeit der Habs-
burger und der katholischen
Kirche.
SCHUSCHNIGG: Trotzdem ist
manch österreichische Leis-

tung aus dem gesamtdeut-
schen Kulturbild unmöglich
wegzudenken. Ich denke da
z. B. unter anderem an Beetho-
ven. [...]

HITLER: So? Der ist in meinen
Augen ein Niederdeutscher
gewesen!
SCHUSCHNIGG: Ein Wahlöster-
reicher, wie mancher anderer.

Es fällt auch niemandem ein,
etwa Metternich als Rheinlän-
der zu betrachten.

HITLER: Ich kann Ihnen nur
nochmals sagen, dass es so
nicht weitergeht. Ich habe ei-
nen geschichtlichen Auftrag,
den werde ich erfüllen, weil
mich die Vorsehung dazu be-
stimmt hat. Ich bin felsenfest

davon durchdrungen und glaube
daran. Ich bin gottesgläubig und
religiös, wenn auch nicht in ei-
nem kirchlich gebundenen Sin-
ne. [...] Schauen Sie sich in
Deutschland um, Herr Schusch-
nigg, Sie werden nur einen Wil-
len finden. Ich bin den schwers-
ten Weg gegangen, den je ein
Deutscher gehen musste; ich
habe in der deutschen Geschich-
te das Größte geleistet, was je ei-
nem Deutschen zu leisten be-
stimmt war. Und zwar nicht mit
Gewalt. Ich bin getragen von der
Liebe meines Volkes. [...]

SCHUSCHNIGG: Das glaube ich
Ihnen ja gerne, Herr Reichs-
kanzler!

HITLER: Ich könnte mit dem
gleichen und noch mit viel
mehr Recht mich als Österrei-
cher bezeichnen als Sie, Herr
Schuschnigg! Versuchen Sie es
doch einmal und machen Sie
eine freie Volksabstimmung in
Österreich, in der Sie und ich
gegeneinander kandidieren;
dann werden Sie sehen!
SCHUSCHNIGG: Ja wenn das

möglich wäre! Aber Sie wissen
selbst, Herr Reichskanzler, dass
es eben nicht möglich ist. Ich
sehe die Dinge anders. Wir
müssen nun einmal nebenei-
nander leben; der Kleine neben
dem Großen. Wir haben gar kei-
ne andere Wahl. Darum bitte
ich Sie, die konkreten Be-
schwerden mir zu sagen. Wir
werden alles dazu tun, um Ab-
hilfe zu schaffen [...].

HITLER: Das sagen Sie, Herr
Schuschnigg. Ich sage Ihnen,
ich werde die ganze sogenannte
österreichische Frage lösen,
und zwar so oder so! [...] Ich
brauche nur einen Befehl zu ge-
ben, und über Nacht ist der gan-
ze lächerliche Spuk an der
Grenze zerstoben. Sie werden
doch nicht glauben, dass Sie
mich auch nur eine halbe Stun-
de aufhalten können? Wer weiß
– vielleicht bin ich über Nacht
auf einmal in Wien; wie der
Frühlingssturm! Dann sollen
Sie etwas erleben!

Aus dem Buch „Ein Requiem in Rot-
Weiß-Rot“ von Kurt Schuschnigg

„Dann sollen Sie

etwas erleben“
Bundeskanzler Kurt Schuschnigg reiste

am 12. Februar 1938 zu einem Gespräch

mit Reichskanzler Adolf Hitler auf den

Obersalzberg. Schuschnigg verfasste

danach ein Gedächtnisprotokoll über die

Unterredung, hier die dramatischen

Passagen daraus.

ters übernimmt, ein Jahr spä-
ter auch das Unterrichtsmi-
nisterium in der Regierung
Dollfuß.

Schuschnigg ist ein Ver-
fechter des diktatorischen
Systems, setzt auf Härte. Als
Justizminister sorgt er für die
Wiedereinführung der Todes-
strafe. Dem Druck des Natio-
nalsozialismus versucht er
nicht durch einen Schulter-
schluss mit den verbotenen
Sozialdemokraten zu entkom-
men, sondern er eifert Hitler
nach. Schuschnigg lässt sich
als „Frontführer“ titulieren, er
lässt Aufmärsche inszenieren,
seine Reden werden laut,
münden im Brüllen, selbst die
Handbewegungen des Bun-
deskanzlers ähneln jenen des
Reichskanzlers. Schuschnigg
will ein Österreich als zwei-
ten, besseren deutschen Staat.
Er kann nur verlieren.

Nach 1938 nehmen ihn die
Nazis fest, er wird mit seinen
Angehörigen in Konzentrati-
onslagern interniert. Nach
1945 wandert er mit seiner Fa-
milie in die USA aus, wird
dort Professor für Staats-
recht. 1968 kommt er nach
Österreich zurück, eher un-
beachtet, und stirbt am 18.
November 1977 in Mutters in
Tirol. Die Gnade der tiefen
Einsicht erreichte den
einstigen Jesuitenschüler bis
zu seinem Ende nicht.

M
an kann Kurt Schusch-
nigg von der Absicht

freisprechen, jemals das zu
werden, wozu ihn die Um-
stände nahezu vier Jahre lang
machten – zum Diktator von
Österreich. Hätte Dollfuß
weitergelebt, so wäre
Schuschnigg sein kühler, be-
herrschter und tüchtiger
Mitarbeiter geblieben.“
Schon mit diesen zwei Sät-
zen charakterisierte George
Eric Rowe Gedye, britischer
Journalist und Autor in sei-
nem 1939 erschienenen Buch
„Die Bastionen fielen“, den
österreichischen Bundes-
kanzler, der 1938 vor dem
Druck Nazi-Deutschlands
kapitulierte. Gedye lebte als
Korrespondent für englisch-
sprachige Zeitungen seit 1925
in Wien, erlebte als scharfer
Beobachter Bürgerkrieg und
Nazi-Putsch 1934 wie auch
den „Anschluss“ 1938.

Wie ein Musterschüler
schaut dieser Kurt Schusch-
nigg aus, als er am 29. Juli 1934
Bundeskanzler in der Nach-
folge des ermordeten Dollfuß
wird. Er ist 37 Jahre alt.
Schuschnigg, einer Offiziers-
familie aus Welschtirol ent-
stammend, prägte immer
schon das Prädikat „der
Jüngste“ – als er mit 27 Abge-
ordneter im Nationalrat wird,
als er 1932 im Alter von 32 Jah-
ren das Amt des Justizminis-

Der steile Aufstieg und tiefe Fall eines

Karrieristen, der sich als „Kopie“ versuchte.

Das Scheitern eines

Musterschülers

KURT SCHUSCHNIGG

Kurt Schuschnigg mit Frau und Tochter 1947
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Kanzler Schuschnigg kündigt am Abend des 9. März in Innsbruck die Abhaltung einer Volksabstimmung über Österreich an PICTUREDESK (2)

S
CHUSCHNIGG: Ich
möchte zunächst dan-
ken, Herr Reichskanzler,
dass Sie mir Gelegenheit

zu dieser Aussprache gegeben
haben; ich versichere vor al-
lem, dass es uns mit dem Ab-
kommen vom Juli 1936 sehr
ernst ist. [...] Wir haben jeden-
falls alles dazu getan, um zu be-
weisen, dass wir dem Sinn und
Wortlaut des Abkommens ge-
mäß eine deutsche Politik zu
führen entschlossen sind.

HITLER: So, das nennen Sie eine
deutsche Politik, Herr
Schuschnigg? Sie haben im Ge-
genteil alles dazu getan, um
eine deutsche Politik zu ver-
meiden. [...] Übrigens hat Ös-
terreich nie etwas getan, was
dem Deutschen Reich genützt
hat. Seine ganze Geschichte ist
ein ununterbrochener Volks-
verrat. Das war früher nicht
anders wie heute. Aber dieser
geschichtliche Widersinn
muss endlich sein längst fälli-
ges Ende finden. Und das sage
ich Ihnen, Herr Schuschnigg:
Ich bin fest dazu entschlossen,
mit dem allem ein Ende zu ma-
chen. [...]

SCHUSCHNIGG: Ich kenne Ihre
Auffassung über die österrei-
chische Frage und österrei-
chische Geschichte, Herr
Reichskanzler; aber Sie wer-
den verstehen, dass ich hier
grundlegend anderer Meinung
bin. Für Österreich ist die gan-
ze eigene Geschichte ein sehr
wesentliches und wertvolles
Stück deutscher Geschichte
gewesen, das sich aus dem ge-
samtdeutschen Bilde nicht
wegdenken lässt. Und die ös-
terreichische nationale Leis-
tung ist sehr beträchtlich.

HITLER: Gleich null! Das kann
ich Ihnen sagen. Von Öster-
reich aus bekam jede nationale
Regung seit je nur Prügel zwi-
schen die Füße; das war ja auch
die Haupttätigkeit der Habs-
burger und der katholischen
Kirche.
SCHUSCHNIGG: Trotzdem ist
manch österreichische Leis-

tung aus dem gesamtdeut-
schen Kulturbild unmöglich
wegzudenken. Ich denke da
z. B. unter anderem an Beetho-
ven. [...]

HITLER: So? Der ist in meinen
Augen ein Niederdeutscher
gewesen!
SCHUSCHNIGG: Ein Wahlöster-
reicher, wie mancher anderer.

Es fällt auch niemandem ein,
etwa Metternich als Rheinlän-
der zu betrachten.

HITLER: Ich kann Ihnen nur
nochmals sagen, dass es so
nicht weitergeht. Ich habe ei-
nen geschichtlichen Auftrag,
den werde ich erfüllen, weil
mich die Vorsehung dazu be-
stimmt hat. Ich bin felsenfest

davon durchdrungen und glaube
daran. Ich bin gottesgläubig und
religiös, wenn auch nicht in ei-
nem kirchlich gebundenen Sin-
ne. [...] Schauen Sie sich in
Deutschland um, Herr Schusch-
nigg, Sie werden nur einen Wil-
len finden. Ich bin den schwers-
ten Weg gegangen, den je ein
Deutscher gehen musste; ich
habe in der deutschen Geschich-
te das Größte geleistet, was je ei-
nem Deutschen zu leisten be-
stimmt war. Und zwar nicht mit
Gewalt. Ich bin getragen von der
Liebe meines Volkes. [...]

SCHUSCHNIGG: Das glaube ich
Ihnen ja gerne, Herr Reichs-
kanzler!

HITLER: Ich könnte mit dem
gleichen und noch mit viel
mehr Recht mich als Österrei-
cher bezeichnen als Sie, Herr
Schuschnigg! Versuchen Sie es
doch einmal und machen Sie
eine freie Volksabstimmung in
Österreich, in der Sie und ich
gegeneinander kandidieren;
dann werden Sie sehen!
SCHUSCHNIGG: Ja wenn das

möglich wäre! Aber Sie wissen
selbst, Herr Reichskanzler, dass
es eben nicht möglich ist. Ich
sehe die Dinge anders. Wir
müssen nun einmal nebenei-
nander leben; der Kleine neben
dem Großen. Wir haben gar kei-
ne andere Wahl. Darum bitte
ich Sie, die konkreten Be-
schwerden mir zu sagen. Wir
werden alles dazu tun, um Ab-
hilfe zu schaffen [...].

HITLER: Das sagen Sie, Herr
Schuschnigg. Ich sage Ihnen,
ich werde die ganze sogenannte
österreichische Frage lösen,
und zwar so oder so! [...] Ich
brauche nur einen Befehl zu ge-
ben, und über Nacht ist der gan-
ze lächerliche Spuk an der
Grenze zerstoben. Sie werden
doch nicht glauben, dass Sie
mich auch nur eine halbe Stun-
de aufhalten können? Wer weiß
– vielleicht bin ich über Nacht
auf einmal in Wien; wie der
Frühlingssturm! Dann sollen
Sie etwas erleben!

Aus dem Buch „Ein Requiem in Rot-
Weiß-Rot“ von Kurt Schuschnigg

„Dann sollen Sie

etwas erleben“
Bundeskanzler Kurt Schuschnigg reiste

am 12. Februar 1938 zu einem Gespräch

mit Reichskanzler Adolf Hitler auf den

Obersalzberg. Schuschnigg verfasste

danach ein Gedächtnisprotokoll über die

Unterredung, hier die dramatischen

Passagen daraus.

ters übernimmt, ein Jahr spä-
ter auch das Unterrichtsmi-
nisterium in der Regierung
Dollfuß.

Schuschnigg ist ein Ver-
fechter des diktatorischen
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Wiedereinführung der Todes-
strafe. Dem Druck des Natio-
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M
an kann Kurt Schusch-
nigg von der Absicht

freisprechen, jemals das zu
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schaut dieser Kurt Schusch-
nigg aus, als er am 29. Juli 1934
Bundeskanzler in der Nach-
folge des ermordeten Dollfuß
wird. Er ist 37 Jahre alt.
Schuschnigg, einer Offiziers-
familie aus Welschtirol ent-
stammend, prägte immer
schon das Prädikat „der
Jüngste“ – als er mit 27 Abge-
ordneter im Nationalrat wird,
als er 1932 im Alter von 32 Jah-
ren das Amt des Justizminis-

Der steile Aufstieg und tiefe Fall eines

Karrieristen, der sich als „Kopie“ versuchte.

Das Scheitern eines

Musterschülers

KURT SCHUSCHNIGG

Kurt Schuschnigg mit Frau und Tochter 1947
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Hermann Göring, zweiter
Mann im Hitler-Reich: Zum
Zeitpunkt des „Anschlusses“
als Oberbefehlshaber der Luft-
waffe noch Generalfeldmar-
schall, wird der Multifunktio-
när noch Reichsmarschall. Bei
jedem Verbrechen der Nazis
hat er seine Finger im Spiel.
Als Kriegsverbrecher zum
Tode verurteilt, verübt er in
der Zelle Selbstmord.

Als die

Finsternis
über Österreich

hereinbrach
Vom Treffen Kurt Schuschniggs mit Adolf

Hitler auf dem Obersalzberg bis zum Vollzug

des „Anschlusses“ an das Dritte Reich:

die geraffte Chronologie des Untergangs

der Ersten Republik.

12. Februar: „Berchtesgadener
Abkommen“: Bundeskanzler
Kurt Schuschnigg lässt sich
vom deutschen Botschafter,
Franz von Papen, unter dem
Vorwand einer Aussprache zu
einem Treffen mit dem deut-
schen Reichskanzler und Nazi-
Führer Adolf Hitler auf den
Berghof in Berchtesgaden lo-
cken. Unter Androhung eines
Einmarsches stimmt Schusch-
nigg der Einsetzung von Ar-
thur Seyß-Inquart als Innen-
minister bzw. Sicherheitsmi-
nister sowie einer Amnestie
für Nationalsozialisten und de-
ren legaler Betätigung in der
Vaterländischen Front zu.

20. Februar: Erstmals wird eine
Rede Hitlers vollständig im ös-
terreichischen Rundfunk über-
tragen. Mit keinem Wort er-
wähnt der Diktator, wie er
beim Treffen auf dem Ober-
salzberg Schuschnigg abkan-
zelte, vielmehr lügt er: „Ich
möchte an dieser Stelle vor
dem deutschen Volk dem ös-
terreichischen Bundeskanzler
meinen aufrichtigen Dank aus-
sprechen für das große Ver-
ständnis und die warmherzige
Bereitwilligkeit, mit er der
meine Einladung annahm und
sich bemühte, gemeinsam mit
mir einen Weg zu finden, der
ebenso sehr im Interesse bei-
der Länder wie im Interesse

des gesamten deutschen Vol-
kes liegt ... Ich glaube, dass wir
damit auch einen Beitrag zum
europäischen Frieden geleistet
haben.“

24. Februar: Schuschnigg hält
im historischen Reichsratssit-
zungssaal des Parlaments eine
vom Rundfunk und auf öffent-
liche Plätze übertragene aufse-
henerregende Rede vor dem
Bundestag, in der er die Unab-
hängigkeit Österreichs bekräf-
tigt: „Wir bekennen uns feier-
lich vor aller Welt zu unserem
Vaterland ... Bis in den Tod rot-
weiß-rot! Österreich!“

7. März: Der österreichische
Militärattaché in Rom, Oberst
Emil Liebitzky, informiert den
italienischen „Duce“ Benito
Mussolini, der bisher als
Schirmherr der Unabhängig-
keit Österreichs galt, dass
Kanzler Schuschnigg über-
morgen in Innsbruck die An-
beraumung einer Volksabstim-
mung über ein freies Öster-
reich ankündigen werde.

8. März: Guido Zernatto, Mi-
nister in der Regierung
Schuschnigg und Generalse-
kretär der Vaterländischen
Front, diktiert seiner Sekretä-
rin die Bedingungen, unter de-
nen die Volksabstimmung am
Sonntag, dem 13. März, statt-

finden soll. Die Sekretärin ist
allerdings eine Nationalsozia-
listin und informiert sofort
ihre Parteigenossen.

9. März: Schuschnigg fährt um
8.10 Uhr von Wien nach Inns-
bruck ab und kündigt dort in
seiner Rede bei einer Veran-
staltung der Vaterländischen
Front vor sogenannten Amts-
waltern die Abhaltung der
Volksbefragung über die
Selbstständigkeit Österreichs
an. Seyß-Inquart lehnt diese
kategorisch ab. Hitler schickt
Wilhelm Keppler, Staatssekre-
tär und „Beauftragter des Füh-
rers für wirtschaftliche Fra-
gen“, nach Wien.

10. März: Der nach Berlin zu-
rückgeflogene Keppler berich-

tet „Wien gleiche einem Hexen-
kessel“. Ab den Morgenstunden
ist die deutsche Grenze ge-
sperrt, NS-Kundgebungen in
zahlreichen Städten, Demons-
trationen in Wien, am Abend
erteilt Hitler die Weisung, die 8.
Armee zu mobilisieren.

11. März, 2 Uhr: Nach weiteren
Unruhen erteilt Hitler die Wei-
sung Nr. 1 für den Einmarsch in
Österreich, das „Unternehmen
Otto“, 1937 geplant als militäri-
sches Eingreifen für den Fall,
dass Otto Habsburg, der älteste
Sohn des letzten Kaisers Karl I.,
versuchen sollte, den österrei-
chischen Thron zu besteigen.

11. März, zwischen 3 und 4 Uhr
nachts: Im Wiener Außenmi-
nisterium trifft ein Telegramm

des österreichischen General-
konsuls in München, Ludwig
Jordan, ein, mit zwei Worten:
„Leo reisebereit!“ Ein Codewort
für den Fall, dass Jordan von ei-
nem unmittelbar bevorstehen-
den Einmarsch deutscher Trup-
pen in Österreich erfährt. Die
deutsche Grenze in Salzburg ist
hermetisch abgeriegelt, der
Zugverkehr unterbrochen.

11. März, Mittag: Seyß-Inquart
und Edmund Glaise-Horstenau
überreichen Schuschnigg Hit-
lers Ultimatum zur Verschie-
bung der Volksbefragung.

11. März, 13 Uhr: Unterzeich-
nung der Weisung Hitlers für
den Einmarsch, „wenn andere

Fortsetzung auf Seite 12

Wilhelm Miklas, Bundesprä-
sident: Der frühere Direktor ei-
nes Gymnasiums wird 1907
christlich-sozialer Abgeord-
neter im Reichsrat. Er stimmt
1918 gegen den Anschluss
Österreichs an Deutschland,
wird 1928 Bundespräsident
und bleibt es bis 13. März
1938. Die Nazis verfolgen ihn
nicht. Er stirbt 1956.

Arthur Seyß-Inquart, Sicher-
heitsminister, dann für wenige
Tage Bundeskanzler: Der An-
walt muss 1938 auf Druck Hit-
lers von Schuschnigg in die
Regierung genommen wer-
den. Seyß-Inquart wird 1940
Reichskommissar für die be-
setzten Niederlande. Beim
Kriegsverbrecherprozess in
Nürnberg zum Tod verurteilt.

IM POKER UM DEN
„ANSCHLUSS“
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Wilhelm Keppler, Wirt-
schaftsexperte der deutschen
Nationalsozialisten im Rang
eines Staatssekretärs, wird als
Kontaktmann Hitlers rund um
den „Anschluss“ nach Wien
entsandt. Er schaltet danach
die österreichische Wirtschaft
gleich. 1949 zu zehn Jahren
Haft verurteilt, 1951 vorzeitig
begnadigt. Er stirbt 1960.
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Mittel nicht zum Ziele führen“.
Von der Berliner Reichskanzlei
aus macht Hermann Göring,
zweiter Mann im Nazi-Reich,
per Telefon Druck auf Seyß-
Inquart, er möge auf den Rück-
tritt Schuschniggs drängen.
Wieder wird Staatssekretär
Keppler nach Wien geschickt.

11. März, Nachmittag: Nach
Androhung des Einmarsches
erklärt sich Schuschnigg be-
reit, die Volksbefragung abzu-
sagen, lehnt aber einen Rück-
tritt ab.

11. März, 15.30 Uhr: Nach wei-
teren Verhandlungen bietet
Schuschnigg seinen Rücktritt
an, Bundespräsident Wilhelm
Miklas akzeptiert, weigert sich
aber, Seyß-Inquart zum Kanz-
ler zu ernennen.

11. März, 19.47 Uhr: Schusch-
nigg hält seine Abschiedsrede
im Rundfunk, er endet mit „So
verabschiede ich mich in die-
ser Stunde von dem österrei-
chischen Volke mit einem
deutschen Wort und einem
Herzenswunsch: Gott schütze
Österreich.“ Das Straßenbild
in Wien und den großen öster-
reichischen Städten ändert
sich innerhalb von Minuten
dramatisch. Die Nationalsozia-
listen beherrschen bald die
Lage. Tumultartig beginnt die
Jagd auf Gegner, die Züge und
Straßen Richtung Grenzen
sind bald überfüllt.

11. März, am späten Abend: In
Wien angekommen, koor-
diniert Keppler in Absprachen
mit Göring und Seyß-Inquart
die Machtübernahme. Göring
fordert, Seyß-Inquart solle den
halsstarrigen Bundespräsident

Miklas absetzen. Göring
kündigt an, dass er den Befehl
zum Einmarsch der deutschen
Truppen gibt, wer Widerstand
leiste, verfalle dem Standrecht.

11. März, 21.45 Uhr: Keppler
lässt Göring ausrichten, dass
Seyß-Inquart mit dem Ein-
marsch einverstanden sei.

11. März, gegen Mitternacht:
Miklas ernennt Seyß-Inquart
zum Bundeskanzler und lobt
auch sein Kabinett an, eine Ha-
kenkreuzfahne wird auf dem
Rathaus aufgezogen.

12. März, Früh: Im Morgen-
grauen landen deutsche Ma-
schinen in Aspern, Passagiere
sind unter anderem Heinrich
Himmler und weitere hoch-
rangige SS-Leute.

12. März, 5.30 Uhr: Deutsche
Truppen überschreiten die ös-
terreichische Grenze bei Pas-
sau und Schärding, wenig spä-
ter folgt eine Panzerdivision.

Sie werden von der Bevölke-
rung mit Blumen begrüßt.

12. März, Vormittag: Während
die erste Verhaftungswelle
läuft, macht sich Hitler über
Braunau und Linz auf den Weg
nach Wien. Es wird ein Tri-
umphzug. In Wien kommt es in
der Folge zu „Reibpartien“, bei
denen vor allem jüdische Pas-
santen gezwungen werden, auf
die Straßen gemalte Pro-Ös-
terreich-Parolen zu entfernen.

13. März: Das Gesetz über die
Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen
Reich wird ausgearbeitet, Bun-
despräsident Miklas tritt zu-
rück, nachdem er seine Unter-
schrift für das „Anschlussge-
setz“ verweigert hat, Seyß-In-
quart proklamiert das Gesetz
vom Balkon des Bundeskanz-
leramts und gibt den Termin
für die Volksabstimmung be-
kannt.

14. März: Hitler trifft in Wien

ein und hält vom Balkon des
Hotels Imperial eine Anspra-
che. Für den 10. April wird eine
„Volksabstimmung über die
Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen
Reich“ angeordnet.

15. März: Hitler hält vor rund
250.000 Zuschauern seine Rede
am Heldenplatz und verkündet
den „Eintritt meiner Heimat in
das Deutsche Reich“, syste-
matische „Säuberungen“ von
Heer und Beamtentum begin-
nen, Politiker und Personen öf-
fentlichen Lebens werden ver-
haftet.

16. März: Unter den vielen, die
in diesen Tagen Selbstmord be-
gehen, befindet sich auch der
Kulturhistoriker, Schriftsteller
und Schauspieler Egon Friedell,
der aus dem Fenster springt, als
sich die SA Zutritt zu seiner
Wohnung verschafft.

18. März: In einer feierlichen
Erklärung fordern Kardinal

Innitzer und die anderen öster-
reichischen Bischöfe die ka-
tholischen Gläubigen auf, sich
bei der angeordneten Volks-
abstimmung „als Deutsche zum
Deutschen Reich zu bekennen“.
Auch der ehemalige Staatskanz-
ler Karl Renner, ein promi-
nenter Sozialdemokrat, bekun-
det laut, mit Ja stimmen zu wol-
len.

1. April: Erster Österreicher-
Transport in das Konzentrati-
onslager Dachau. In der 150-
Personen-Gruppe befinden
sich die nachmaligen Bundes-
kanzler Leopold Figl und Alfons
Gorbach, Fritz Bock (später
Handelsminister und Vizekanz-
ler), Franz Olah (später ÖGB-
Chef und Innenminister).

10. April: 99,7 Prozent der Ös-
terreicher stimmen bei der
durch die NS-Propaganda vor-
bereiteten Volksabstimmung
für den „Anschluss“, in
Deutschland stimmten 99,01
Prozent zu.

Fortsetzung von Seite 11

Als die Finsternis

über Österreich

hereinbrach

Franz von Papen, Ex-Vize-
kanzler, ab 1934 deutscher
Botschafter in Wien: Glaubt
1933 Hitler zähmen zu können
und ebnet ihm den Weg zur
Kanzlerschaft. Kurz darauf
muss er froh sein, mit dem Le-
ben davongekommen zu sein,
dient trotzdem als Botschafter
weiter. Wurde im Kriegsverbre-
cherprozess freigesprochen.

Heinrich Himmler, Reichsfüh-
rer der SS: Der erste hochrangi-
ge Nazi, der nach Österreich
reist. Umgehend nimmt der
Herr des Nazi-Sicherheitsap-
parates die Verfolgung politi-
scher Gegner in Österreich auf.
Himmler setzt den Massen-
mord an den Juden Europas
um. 1945 von den Briten ge-
fasst, verübt er Selbstmord.

Guido Zernatto, Minister und
Generalsekretär der Vaterlän-
dischen Front: Der Schriftstel-
ler engagiert sich bei der Heim-
wehr, wird Staatssekretär im
Kanzleramt, parteifreier Minis-
ter und Generalsekretär der
Vaterländischen Front. Flieht
nach dem „Anschluss“ über
Ungarn nach Frankreich, dann
in die USA, wo er 1943 stirbt.
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Edmund Glaise-Horstenau,
Minister, Vizekanzler, General,
Militärhistoriker, Offizier.
Schuschnigg holte ihn 1934
als Verbindungsmann zu den
Nationalen als Minister in die
Regierung. Wandte sich den
Nazis zu, wurde Vizekanzler
unter Seyß-Inquart. Nach
Kriegsbeginn General, beging
1946 in der Haft Selbstmord.
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W
ir sitzen hier in Ih-
rem wunderschö-
nen Bauernhaus in
der Nähe des Irr-

sees nahe Salzburg.
Das Haus wird erstmals im
Jahr 1680 erwähnt. Und 1883
wurde die Bahn gebaut. Der
Kaiser hat damals gesagt, er
will nach Bad Ischl fahren mit
dem Zug. Hier in der Nähe, in
Straßwalchen, wollte er aus-
steigen. Aber er stieg nicht aus,
blieb nur am Fenster stehen,
hat gewunken und ist wieder
weitergefahren.

Der Kaiser starb 1916, die Ers-
te Republik kam 1918, und 20
Jahre später kam der Schickl-
gruber, wie ihn der Bockerer ger-
ne genannt hat, nach Österreich.
Ich war damals acht Jahre alt
und ein ziemlicher Lausbub.

Ihr Vater war Feuerwehrmann.
Das wird immer so gesagt,
stimmt aber nicht ganz. Er war
bei der freiwilligen Feuerwehr.
Bei der Werksfeuerwehr. Er
hat in den Raxwerken gearbei-
tet, also in den Flugzeugwer-
ken und dort gab es natürlich
eine Feuerwehr. Mein Vater
war Metalldreher, Facharbei-
ter. Und die Mutter war Webe-
rin. In den 30er-Jahren war der
Vater arbeitslos, da ist er nach
Kapfenberg gegangen, hat dort
Arbeit gefunden. 1937 ist er
wieder zurück nach Wiener
Neustadt. Bis der Hitler kam,
also 1938, war der Vater dann
wieder arbeitslos. Und viele
waren halt froh, dass er gekom-
men ist, der Hitler, weil er

brachte ja auch Arbeit mit.
Mein Vater bekam auch sofort
welche. In Wiener Neustadt
war der größte Flughafen in
Europa. Die Russen haben die-
sen Flugplatz nach dem Krieg
natürlich sofort adaptiert. Da
habe ich auch so meine Erleb-
nisse gehabt.

Welche denn?
Mein Freund  Rudl und ich sind
einmal auf das Flugfeld hinaus
und hineingestiegen in zwei
Russenflugzeuge. Im Cockpit
gab es so kleine Uhren – die ha-
ben wir rausgeschraubt. Also
gestohlen in Wahrheit.

Jetzt sind wir ungefähr im

Jahr 1945. Ein gefährlicher
Lausbubenstreich!
Ja, eh. Und natürlich wurden
wir erwischt. Die Russen stan-
den plötzlich mit den Puschkas
vor uns. Wir wurden abgeführt
zur Kommandantur, dort wild
zusammengestaucht, aber wir
haben eh nichts verstanden. Es
ging glimpflich aus, wir wur-
den zum Holzschneiden verur-
teilt. Mich haben sie nach einer
Stunde fortgelassen, aber der
Rudl musste weiterarbeiten.
Und er hatte so einen Durst
und hat gerufen: „Wodka,
Wodka.“ Und die Russen ha-
ben ihm tatsächlich Wodka ge-
bracht. Er musste bis acht Uhr
am Abend Holzschneiden und
war, als er fertig war, total be-
soffen. Mit knapper Not hat er
heimgefunden.

Wollen wir wieder zurück ins
Jahr 1938 gehen?
Ja, gehen wir. Aber Sie müssen
mich fragend leiten, denn ich
verzettel mich in der Erinne-
rung oft und gehe dann leicht
verloren.

Ihr Vater bekam also nach dem
„Anschluss“ Arbeit. Welche poli-
tische Gesinnung hatte er?
Im Grunde war er neutral.
Nein, nicht neutral, das stimmt
nicht, denn er war seit 1914
Mitglied der Sozialistischen
Partei. Und das ist er immer
geblieben, ohne dass er es groß
verkündet hat. Und nach dem
Krieg hat er wieder die SPÖ ge-
wählt – bis zu seinem letzten
Tag. Ich komme also aus einer
klassischen Arbeiterfamilie.

Wie hat Ihre Familie die Zeit des
„Anschlusses“ erlebt?
Natürlich haben die Menschen
auf dem Heldenplatz und sonst
wo „Heil Hitler“ gebrüllt. Öster-
reich war ja am Sand – und den
Menschen wurde versprochen,
dass alles besser wird. Gleich
am Tag nach dem „Anschluss“
hatte mein Vater Arbeit, und da-
rüber war er froh. Und weil er
Facharbeiter war, musste er
auch nicht zum Militär. In Wie-
ner Neustadt gab es ja viele Fa-
briken. Und da haben nicht nur
500 Menschen Arbeit bekom-
men – das waren Tausende.

Probleme mit den neuen Macht-
habern hatte Ihr Vater nicht?

Nein, hatte er nicht, obwohl er
nie Mitglied der NSDAP war.

Und wie ist es Ihnen selbst er-
gangen?
Ich hatte kein große Wahl, zur
Hitlerjugend musste jeder ge-
hen. Zuerst war man ein Pimpf,
dann ging es zur HJ. Aber ich
war damals auch Ministrant,
das war mir lieber. Das Exerzie-
ren und Schießen bei der HJ,
das mochte ich überhaupt nicht.
Und dann diese grässlichen
Uniformen. Wir waren nicht so
begütert, dass sich meine Eltern
eine tadellose Uniform leisten
konnten. Ich hatte so ein seltsa-
mes braunes Hemd, das mir
meine Mutter zusammenge-

schneidert hat. Und die vielen
Aufmärsche, die waren mir
auch nicht sehr genehm. Einmal
habe ich zu einem Fähnleinfüh-
rer gesagt: „Ich mag nicht mehr
kommen!“ Er hat geantwortet:
„Du musst. Und wenn du nicht
freiwillig kommst, holen wir
dich.“ Und so war es dann auch.
Einmal haben der Rudl und ich
uns bei mir daheim unter der
Küchenbank versteckt, da
klopfte der Fähnleinführer
plötzlich ans Fenster und brüll-
te: „Karl, wenn du nicht zum
Heimabend kommst, stecken
wir deinen Vater ins KZ.“ Das
war natürlich schlimm. Denn
der Rudl und ich ahnten, was
ein KZ ist.

Warum wussten Sie das als Bu-
ben? Viele Erwachsene haben ja
damals gemeint, sie hätten keine
Ahnung, was das sei.
Im Haus, wo wir gelebt haben,
wohnte auch der Herr Eller.
Der saß gerne vor dem Haus
und hat einen gebechert. Und
einmal hat er laut geschrien:
„Der Hitler ist ein Arschloch!“
Kurze Zeit später wurde der
Herr Eller verhaftet, ein hal-
bes Jahr später bekam die Frau
Eller einen Brief. Man müsse
ihr leider mitteilen, dass ihr
Mann im Arbeitslager bei ei-
nem Unfall ums Leben gekom-
men sei.

„In der Realität hätte der
Bockerer nicht überlebt“

Schauspieler Karl Merkatz, 87, hat den widerständigen,

schwejkhaften Karl Bockerer verkörpert und damit eine

Kultfigur geschaffen. Er selbst hat den „Anschluss“ und

die Kriegsjahre als Kind in Wiener Neustadt miterlebt.
Von Bernd Melichar
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Karl Merkatz im Alter
von zehn Jahren
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Karl Merkatz, geboren
am 17. November 1930
in Wiener Neustadt. In
den 70er-Jahren wurde
er in der Rolle des
Edmund Sackbauer zur
Kultfigur, ab 1981 dreh-
te er unter der Regie
von Franz Antel ins-
gesamt vier Filme über
den Wiener Fleisch-
hauer Karl Bockerer.

Zur Person

Karl Merkatz
vor seinem
Bauernhaus
am Irrsee in
Salzburg
MELICHAR, PRIVAT
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Szene aus
dem ersten
„Bockerer“-
Film von
Franz Antel
ORF
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Diese Szene kommt doch auch
im „Bockerer“ vor!
Sicher. Da konnte ich Jahr-
zehnte später Erlebnisse aus
meiner Kindheit einfließen
lassen. Im Film war es der On-
kel Hermann, ein alter Sozi,
der ins Lager kam und nie wie-
der zurück. Seine Witwe hätte
für die Urne sogar die Trans-
portkosten zahlen müssen.

Wie war die Stimmung und
Situation in Ihrem Elternhaus
während dieser
Zeit?
Man hat nicht so
viel nachgedacht.
Man war damit be-
schäftigt zu leben.
Aber beide, Mutter
und Vater, gingen
nie zur Partei.
Mein Vater war
aber deshalb kein
Revolutionär. Was
unbedingt not-
wendig war, das
hat er mitgemacht,
ansonsten hat er
sich rausgehalten.

Angst muss ein ständiger Be-
gleiter gewesen sein.
Ja, natürlich. Auch im Alltag
war sie allgegenwärtig. Was
durfte man tun, was nicht? Was
durfte man sagen, was nicht?
Und dann, später, die Bomben-
alarme. Wir sind immer in ei-
nen bestimmten Keller gegan-
gen. Wo das Apollo-Kino war,
da war früher ein Kloster – und
die hatten einen tiefen, siche-
ren Keller. Unter der Paulskir-
che gab es auch einen Keller
und in einem Teil davon ein
Restaurant. Da hab ich auch so
eine Buben-Erinnerung.

Erzählen Sie.
In diesem Restaurant saßen oft
deutsche Soldaten mit ihren
Mädchen und haben Bier ge-

trunken. Über dem Lokal wa-
ren zwei Fenster. Und einmal
haben wir Buben durch diese
Fenster auf die Tische runter-
gepinkelt. Der Kellner hat den
Hund auf uns gehetzt, aber der
hat uns nichts getan, weil wir
ihn gut kannten. Aber dieser
Keller hat später eine dramati-
sche Rolle in meinem Leben
gespielt. Nach einem Bomben-
alarm wollte meine Familie in
diesen Keller flüchten, aber
der war schon voll. Also sind
wir rüber ins Apollo-Kino.
Und an diesem Tag schlug ge-

nau in diesen Keller,
wo wir ursprüng-
lich hinwollten,
eine Bombe ein. Es
gab unzählige Tote.

Das Kino hat Ihnen
also schon früh das
Leben gerettet.
Wenn man das so
will, ja.

Wie haben Sie als
Kind die Zeit unmit-
telbar nach dem „An-
schluss“ 1938 miter-
lebt?

Ich habe punktuelle Erinne-
rungen. Diese zum Beispiel:
Meine Mutter ging in ein Wä-
schegeschäft am Hauptplatz,
mich nahm sie mit. Als meine
Mutter zahlen wollte, sagte die
Besitzerin: „Frau Merkatz, las-
sen S’ gut sein, jetzt ist eh
schon alles vorbei.“ Diese Frau,
eine Jüdin, hat also genau ge-
wusst, was auf sie zukommt.
Dann erinnere ich mich noch
an den 9. November 1938. Wir
wohnten nicht weit von der Sy-
nagoge entfernt, plötzlich war
eine Unruhe in der Stadt, über-
all Lärm. Autos fuhren zur Sy-
nagoge, Menschen mit Koffern
und Hüten standen dort, haben
geweint, wurden von den SA-
Leuten in die Autos gestoßen
und weggebracht. Ein Mann
schlug den Davidstern von der

Synagoge. Und ich stand hinter
einem Gitterzaun und habe al-
les beobachtet. Ich kannte ja
viele dieser Menschen, bei ei-
nem Mann habe ich immer
meine Schulhefte eingekauft.
Dass diese Leute jüdisch waren
und was das bedeutete, damit
konnte ich damals als achtjäh-
riger Bub nichts anfangen.
Aber was ich wusste: Wenn die
SA kommt, dann passiert etwas
Schlimmes.

Wie ging es dann weiter?
Die Menschen wurden fortge-
bracht. Auch in meiner Klasse
waren drei jüdische Kinder –
und plötzlich waren sie nicht
mehr da. Die Synagoge war zu-
genagelt, im Garten wucherte

das Gras, aber mir ließ das Gan-
ze keine Ruhe. Also habe ich
mir Werkzeug vom Vater ge-
schnappt, die Bretter weggeris-
sen und bin hinein ins Gebäude.
Und dort bin ich dann gestan-
den in der großen Halle. Alles
menschenleer natürlich, nur
unzählige Bücher auf dem Bo-
den und ein kaputtes Radio. Es
war gespenstisch. Dann über-
kam mich die Furcht, und ich
bin rausgerannt ins Freie. Die
Synagoge wurde übrigens spä-
ter niedergerissen und ist nie
mehr wiederaufgebaut worden.
An dieser Stelle steht heute ein
riesiges Gewerkschaftshaus.

Kommen wir zum Karl Bocke-
rer, neben dem Edmund Sackbau-

er jene Paraderolle, mit der Sie
österreichische Filmgeschichte
geschrieben haben.
Ich bin froh, dass ich diese Rolle
doch angenommen habe, denn
ich konnte mich gut in diesen
Mann hineinversetzen, weil ich
ja miterlebt habe, was während
dieser Zeit passiert ist. Und die
Autoren des Theaterstückes
dazu, Ulrich Becher und Peter
Preses, wussten auch ganz ge-
nau, worüber sie da geschrie-
ben haben, beide waren Juden.
In ihrem Text drückte sich na-
türlich auch eine gewisse Hoff-
nung aus, die sich mit der Wirk-
lichkeit nicht gedeckt hat.

Was meinen Sie damit?
Na ja, die Realität hat ja be-

kanntlich anders ausgeschaut,
wie wir wissen. Viele Men-
schen wie den Karl Bockerer
hat es nicht gegeben.

Sie haben zuerst das Bockerer-
Stück am Wiener Volkstheater
gespielt und wollten den Antel-
Film ursprünglich gar nicht ma-
chen. Stimmt das so?
Ich muss vorausschicken: Der
Herr Antel war ein absolut eh-
renvoller Mann. Aber ich habe
ihn natürlich mit anderen Fil-
men in Verbindung gebracht.
Aber er hat zu mir gesagt: „Herr
Merkatz, diese Lederhosenfil-
me habe ich doch nur gedreht,
weil ich gut leben wollte.“ Diese
Ehrlichkeit hat mir imponiert,
also habe ich zugesagt.

Es gab dann in der Folge noch
drei „Bockerer“-Filme.
Ja, der Antel wollte einfach
nicht aufhören.

Viele sagen, man hätte nach
dem ersten „Bockerer“ aufhören
sollen.
Der erste war sicher der beste.

Wie würden Sie diesen Karl Bo-
ckerer charakterisieren?
Er war weder ein Held noch ein
Widerstandskämpfer. Er war
ein einfacher, ehrlicher Mann.
Er hat sich angeschaut, was sich
da abspielt vor seinen Augen,
und ist zum Schluss gekommen:
Nein, nicht mit mir, da geh ich
nicht mit. Er war ein Mensch,
der den anderen nach seinem
Menschsein beurteilt hat, egal
ob katholisch oder jüdisch. Ihr
Blatt, Herr Rosenblatt.

Aber für diese Ehrlichkeit
musste man viel Mut haben.
In der Realität der damaligen
Zeit hätte der Bockerer auch
mit Mut nicht lange überlebt,
weil die Gestapo ihn sehr
schnell abgeholt hätte und zu-
rückgekommen wäre er in einer
Urne. „Ich hab eh den Sau-
schädl in der Auslage, wozu
brauche ich ein Hitlerbild?“ Sol-
che Aussagen wären in Wirk-
lichkeit natürlich tödlich gewe-
sen. Der Bockerer war ein guter
Film mit schönen Gedanken.
Aber der Vater dieser Gedan-
ken war der Wunsch. Der
Wunsch, dass es damals mehr
solche Menschen wie den Bo-
ckerer gegeben hätte.

Den Herrn Karl, den archetypi-
schen Wendehals in seiner öster-
reichischen Ausprägung, hat es
hingegen in großer Zahl gegeben.
Ich bekam diese Rolle seiner-
zeit auch angeboten, aber sie
war mir um viele Nummern zu
groß. Und besser als der Hel-
mut Qualtinger hätte man den
Herrn Karl ohnehin nicht spie-
len können.

Was hätte der Karl Bockerer mit
seiner Gesinnung gebraucht, um
in der Wirklichkeit zu überleben?
Glück. Sehr viel Glück.

Fortsetzung von Seite 15
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Diese Szene kommt doch auch
im „Bockerer“ vor!
Sicher. Da konnte ich Jahr-
zehnte später Erlebnisse aus
meiner Kindheit einfließen
lassen. Im Film war es der On-
kel Hermann, ein alter Sozi,
der ins Lager kam und nie wie-
der zurück. Seine Witwe hätte
für die Urne sogar die Trans-
portkosten zahlen müssen.

Wie war die Stimmung und
Situation in Ihrem Elternhaus
während dieser
Zeit?
Man hat nicht so
viel nachgedacht.
Man war damit be-
schäftigt zu leben.
Aber beide, Mutter
und Vater, gingen
nie zur Partei.
Mein Vater war
aber deshalb kein
Revolutionär. Was
unbedingt not-
wendig war, das
hat er mitgemacht,
ansonsten hat er
sich rausgehalten.

Angst muss ein ständiger Be-
gleiter gewesen sein.
Ja, natürlich. Auch im Alltag
war sie allgegenwärtig. Was
durfte man tun, was nicht? Was
durfte man sagen, was nicht?
Und dann, später, die Bomben-
alarme. Wir sind immer in ei-
nen bestimmten Keller gegan-
gen. Wo das Apollo-Kino war,
da war früher ein Kloster – und
die hatten einen tiefen, siche-
ren Keller. Unter der Paulskir-
che gab es auch einen Keller
und in einem Teil davon ein
Restaurant. Da hab ich auch so
eine Buben-Erinnerung.

Erzählen Sie.
In diesem Restaurant saßen oft
deutsche Soldaten mit ihren
Mädchen und haben Bier ge-

trunken. Über dem Lokal wa-
ren zwei Fenster. Und einmal
haben wir Buben durch diese
Fenster auf die Tische runter-
gepinkelt. Der Kellner hat den
Hund auf uns gehetzt, aber der
hat uns nichts getan, weil wir
ihn gut kannten. Aber dieser
Keller hat später eine dramati-
sche Rolle in meinem Leben
gespielt. Nach einem Bomben-
alarm wollte meine Familie in
diesen Keller flüchten, aber
der war schon voll. Also sind
wir rüber ins Apollo-Kino.
Und an diesem Tag schlug ge-

nau in diesen Keller,
wo wir ursprüng-
lich hinwollten,
eine Bombe ein. Es
gab unzählige Tote.

Das Kino hat Ihnen
also schon früh das
Leben gerettet.
Wenn man das so
will, ja.

Wie haben Sie als
Kind die Zeit unmit-
telbar nach dem „An-
schluss“ 1938 miter-
lebt?

Ich habe punktuelle Erinne-
rungen. Diese zum Beispiel:
Meine Mutter ging in ein Wä-
schegeschäft am Hauptplatz,
mich nahm sie mit. Als meine
Mutter zahlen wollte, sagte die
Besitzerin: „Frau Merkatz, las-
sen S’ gut sein, jetzt ist eh
schon alles vorbei.“ Diese Frau,
eine Jüdin, hat also genau ge-
wusst, was auf sie zukommt.
Dann erinnere ich mich noch
an den 9. November 1938. Wir
wohnten nicht weit von der Sy-
nagoge entfernt, plötzlich war
eine Unruhe in der Stadt, über-
all Lärm. Autos fuhren zur Sy-
nagoge, Menschen mit Koffern
und Hüten standen dort, haben
geweint, wurden von den SA-
Leuten in die Autos gestoßen
und weggebracht. Ein Mann
schlug den Davidstern von der

Synagoge. Und ich stand hinter
einem Gitterzaun und habe al-
les beobachtet. Ich kannte ja
viele dieser Menschen, bei ei-
nem Mann habe ich immer
meine Schulhefte eingekauft.
Dass diese Leute jüdisch waren
und was das bedeutete, damit
konnte ich damals als achtjäh-
riger Bub nichts anfangen.
Aber was ich wusste: Wenn die
SA kommt, dann passiert etwas
Schlimmes.

Wie ging es dann weiter?
Die Menschen wurden fortge-
bracht. Auch in meiner Klasse
waren drei jüdische Kinder –
und plötzlich waren sie nicht
mehr da. Die Synagoge war zu-
genagelt, im Garten wucherte

das Gras, aber mir ließ das Gan-
ze keine Ruhe. Also habe ich
mir Werkzeug vom Vater ge-
schnappt, die Bretter weggeris-
sen und bin hinein ins Gebäude.
Und dort bin ich dann gestan-
den in der großen Halle. Alles
menschenleer natürlich, nur
unzählige Bücher auf dem Bo-
den und ein kaputtes Radio. Es
war gespenstisch. Dann über-
kam mich die Furcht, und ich
bin rausgerannt ins Freie. Die
Synagoge wurde übrigens spä-
ter niedergerissen und ist nie
mehr wiederaufgebaut worden.
An dieser Stelle steht heute ein
riesiges Gewerkschaftshaus.

Kommen wir zum Karl Bocke-
rer, neben dem Edmund Sackbau-

er jene Paraderolle, mit der Sie
österreichische Filmgeschichte
geschrieben haben.
Ich bin froh, dass ich diese Rolle
doch angenommen habe, denn
ich konnte mich gut in diesen
Mann hineinversetzen, weil ich
ja miterlebt habe, was während
dieser Zeit passiert ist. Und die
Autoren des Theaterstückes
dazu, Ulrich Becher und Peter
Preses, wussten auch ganz ge-
nau, worüber sie da geschrie-
ben haben, beide waren Juden.
In ihrem Text drückte sich na-
türlich auch eine gewisse Hoff-
nung aus, die sich mit der Wirk-
lichkeit nicht gedeckt hat.

Was meinen Sie damit?
Na ja, die Realität hat ja be-

kanntlich anders ausgeschaut,
wie wir wissen. Viele Men-
schen wie den Karl Bockerer
hat es nicht gegeben.

Sie haben zuerst das Bockerer-
Stück am Wiener Volkstheater
gespielt und wollten den Antel-
Film ursprünglich gar nicht ma-
chen. Stimmt das so?
Ich muss vorausschicken: Der
Herr Antel war ein absolut eh-
renvoller Mann. Aber ich habe
ihn natürlich mit anderen Fil-
men in Verbindung gebracht.
Aber er hat zu mir gesagt: „Herr
Merkatz, diese Lederhosenfil-
me habe ich doch nur gedreht,
weil ich gut leben wollte.“ Diese
Ehrlichkeit hat mir imponiert,
also habe ich zugesagt.

Es gab dann in der Folge noch
drei „Bockerer“-Filme.
Ja, der Antel wollte einfach
nicht aufhören.

Viele sagen, man hätte nach
dem ersten „Bockerer“ aufhören
sollen.
Der erste war sicher der beste.

Wie würden Sie diesen Karl Bo-
ckerer charakterisieren?
Er war weder ein Held noch ein
Widerstandskämpfer. Er war
ein einfacher, ehrlicher Mann.
Er hat sich angeschaut, was sich
da abspielt vor seinen Augen,
und ist zum Schluss gekommen:
Nein, nicht mit mir, da geh ich
nicht mit. Er war ein Mensch,
der den anderen nach seinem
Menschsein beurteilt hat, egal
ob katholisch oder jüdisch. Ihr
Blatt, Herr Rosenblatt.

Aber für diese Ehrlichkeit
musste man viel Mut haben.
In der Realität der damaligen
Zeit hätte der Bockerer auch
mit Mut nicht lange überlebt,
weil die Gestapo ihn sehr
schnell abgeholt hätte und zu-
rückgekommen wäre er in einer
Urne. „Ich hab eh den Sau-
schädl in der Auslage, wozu
brauche ich ein Hitlerbild?“ Sol-
che Aussagen wären in Wirk-
lichkeit natürlich tödlich gewe-
sen. Der Bockerer war ein guter
Film mit schönen Gedanken.
Aber der Vater dieser Gedan-
ken war der Wunsch. Der
Wunsch, dass es damals mehr
solche Menschen wie den Bo-
ckerer gegeben hätte.

Den Herrn Karl, den archetypi-
schen Wendehals in seiner öster-
reichischen Ausprägung, hat es
hingegen in großer Zahl gegeben.
Ich bekam diese Rolle seiner-
zeit auch angeboten, aber sie
war mir um viele Nummern zu
groß. Und besser als der Hel-
mut Qualtinger hätte man den
Herrn Karl ohnehin nicht spie-
len können.

Was hätte der Karl Bockerer mit
seiner Gesinnung gebraucht, um
in der Wirklichkeit zu überleben?
Glück. Sehr viel Glück.
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Die Steiermark auf dem Weg zur

„Volksgemeinschaft“
Zwischen Jubel und Horror: Während

die einen Adolf Hitler huldigten, begann

für die anderen der Terror, der sofort

nach dem „Anschluss“ einsetzte.
Von Gerald Lamprecht

D
er formal mit dem
12. März 1938 vollzoge-
ne „Anschluss“ Öster-
reichs an das national-

sozialistische Deutschland
war kein punktuelles Ereignis.
Er muss vielmehr als Prozess
verstanden werden, der in den
letzten Februar- und ersten
Märztagen des Jahres 1938 be-
gann und sich über das Jahr
1938 hinaus ausdehnte. Im
Kern ging es darum, all jene,
die nicht in das rassistische
Weltbild der Nationalsozialis-
ten passten, zu vertreiben oder
zu ermorden und die steirische
Gesellschaft schrittweise im
Sinne der NS-Volksgemein-
schaft umzubauen. Ein Vor-
gang, der mit den Begriffen
Verfolgung, Terror, Teilhabe
und Verlockung grob umrissen
werden kann und sich in ein-
zelnen Ereignissen des Jahres
1938 manifestierte.

Am Beginn stand die soge-
nannte „Volkserhebung“. An-
fang des Jahres 1938 erhöhten
in der Steiermark, seit Jahren
eine Hochburg des Nationalso-
zialismus, lokale NS-Gruppie-
rungen sukzessive den öffent-
lichen Druck und verstärkten
ihre propagandistische Agita-
tion auf der Straße. In öffentli-
chen Kundgebungen ebenso
wie durch das Verteilen von
Streu- und Flugzetteln de-
monstrierte man mit immer
weniger Zurückhaltung Stärke
gegenüber dem austrofaschis-
tischen Staat und der Grazer

Bevölkerung. All das kulmi-
nierte nach dem Berchtesgade-
ner Abkommen in einer weite-
ren Verschärfung der Lage.

Ab 19. Februar 1938, als die
Ergebnisse von Berchtesgaden
bekannt gegeben wurden,
begannen in Graz und Leoben
nationalsozialistische Massen-
kundgebungen, denen jene der
Vaterländischen Front gegen-
überstanden. Dabei wurde am
24. Februar am Grazer Rathaus
die Hakenkreuzfahne gehisst
und damit in gewisser Hinsicht
die NS-Machtübernahme vor-
weggenommen. Anton Rinte-
len, ehemaliger christlichso-
zialer Landeshauptmann der
Steiermark und von den Natio-
nalsozialisten im Fall des Ge-
lingens des Juli-Putsches von

1934 als Bundeskanzler vor-
gesehen, hielt dazu in seinen
Erinnerungen fest: „In unbe-
schreiblicher Begeisterung
entbot die unübersehbare
Menge dem wehenden Banner
den deutschen Gruß.“

Diese nationalsozialistischen
Massendemonstrationen mit
dem Höhepunkt der Fahnen-
hissung wurden in den darauf-
folgenden Monaten propagan-
distisch verarbeitet zur so-
genannten „Volkserhebung“
überhöht. Ein Begriff, der sich
in das kulturelle Gedächtnis
der Steiermark eingeprägt hat
und mangels kritischer Hinter-
fragung das nationalsozialisti-
sche Selbstbild jener Tage bis
in die Gegenwart fortleben

lässt. Denn mit dem Bild der
„Volkserhebung“ wird der ge-
waltsamen Machtübernahme
durch eine Gruppe eine gewisse
Legitimität zugeschrieben, wo-
nach sich „das Volk“ zu Recht
gegen ein Unrechtsregime er-
hoben hätte. Seinen Ausdruck
findet diese nationalsozialisti-
sche Selbstsicht beispielsweise
in den 1978 unkommentiert im
Historischen Jahrbuch der
Stadt Graz veröffentlichten
Erinnerungen des nationalso-
zialistischen Gauhauptmannes
und Universitätsprofessors Ar-
min Dadieu. Dadieu, der als
Gauwirtschaftsberater in den
Raub jüdischen Eigentums ab
dem März 1938 eingebunden
war, erinnerte sich: „Es war die
Zeit, als Schuschnigg vom

Obersalzberg zurückkam und
wir in der Steiermark eine sol-
che Welle der nationalen Be-
geisterung entfacht haben, dass
wir etwa drei Wochen vor dem
wirklichen Anschluss praktisch
das Heft in der Hand hatten.“

Aus dem Terror der National-
sozialisten auf der Straße wird
„nationale Begeisterung“, und
das Faktum, dass nur wenige
Tage später, als am 12. März der
„Anschluss“ real vollzogen wur-
de, sogleich politische Gegner
und all jene, die dem rassisti-
schen Welt- und Gesellschafts-
bild nicht entsprachen, rück-
sichtslos verfolgt wurden, ver-
schwindet. Ebenso unerwähnt
bleibt, dass sowohl der austro-
faschistische Ständestaat bis zu-
letzt um den Erhalt Österreichs

kämpfte und hierbei – viel zu
spät – auch Unterstützung
durch die seit 1934 illegalen frei-
en Gewerkschaften sowie die
verbotenen Arbeiterparteien
(Revolutionäre Sozialisten und
Kommunisten) erhielt.

Am Abend des 11. März, als er-
neut im ganzen Land Massen-
kundgebungen stattfanden,
kündigte schließlich Armin Da-
dieu den bevorstehenden „An-
schluss“ an. Häuser wurden mit
Hakenkreuzfahnen beflaggt, SA
und SS hielten trotz Bundes-
heerpräsenz Kundgebungen ab,
ehe dann in der Nacht auf den
12. März die Nationalsozialisten
real die Macht übernahmen.
Rechtsanwalt Julius Kaspar
wurde Bürgermeister von Graz

und Armin Dadieu Landesstatt-
halter. Nach dem Rücktritt von
Landeshauptmann Trummer
übernahm der illegale Gauleiter
der Steiermark, Sepp Helfrich,
sein Amt, das er bis Mai inneha-
ben sollte, ehe dann Sigfried Ui-
berreither von Adolf Hitler zum
Gauleiter der Steiermark er-
nannt wurde. Noch am 12. März
marschierte die deutsche
Wehrmacht in Österreich ein,
wobei die ersten deutschen
Soldaten in der Steiermark mit
dem Flugzeug in Graz-Thaler-
hof landeten.

Unmittelbar mit der Macht-
übernahme setzte auch der Ter-
ror ein. Tausende Menschen in
der Steiermark wurden, nach
vorgefertigten Listen, verhaftet
und in „Schutzhaft“ genommen.
Neben Juden, Kommunisten
und Sozialisten waren es vor
allem die ehemaligen Funktio-
näre des austrofaschistischen
Ständestaates und jene, die für
die Niederschlagung des Juli-
Putsches 1934 verantwortlich
waren, auf die man es in diesen
Märztagen abgesehen hatte.
Häufig waren persönliche Ra-
chegelüste von Nationalsozia-
listen Hintergrund für Verhaf-
tungen und nicht selten brutale
Misshandlungen, sodass sich
der Chef der Sicherheitspolizei,
Reinhard Heydrich, Ende März
1938 dazu gezwungen sah, per
Schreiben ein geordnetes und

Fortsetzung auf Seite 20

Hochrangige
National-
sozialisten,
darunter auch
Hitler selbst,
kamen Anfang
April nach
Graz. Es galt,
die Macht mit
Versprechun-
gen für eine
gute Zukunft
zu sichern –
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funktionierte
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Die Steiermark auf dem Weg zur

„Volksgemeinschaft“
Zwischen Jubel und Horror: Während

die einen Adolf Hitler huldigten, begann

für die anderen der Terror, der sofort

nach dem „Anschluss“ einsetzte.
Von Gerald Lamprecht

D
er formal mit dem
12. März 1938 vollzoge-
ne „Anschluss“ Öster-
reichs an das national-

sozialistische Deutschland
war kein punktuelles Ereignis.
Er muss vielmehr als Prozess
verstanden werden, der in den
letzten Februar- und ersten
Märztagen des Jahres 1938 be-
gann und sich über das Jahr
1938 hinaus ausdehnte. Im
Kern ging es darum, all jene,
die nicht in das rassistische
Weltbild der Nationalsozialis-
ten passten, zu vertreiben oder
zu ermorden und die steirische
Gesellschaft schrittweise im
Sinne der NS-Volksgemein-
schaft umzubauen. Ein Vor-
gang, der mit den Begriffen
Verfolgung, Terror, Teilhabe
und Verlockung grob umrissen
werden kann und sich in ein-
zelnen Ereignissen des Jahres
1938 manifestierte.

Am Beginn stand die soge-
nannte „Volkserhebung“. An-
fang des Jahres 1938 erhöhten
in der Steiermark, seit Jahren
eine Hochburg des Nationalso-
zialismus, lokale NS-Gruppie-
rungen sukzessive den öffent-
lichen Druck und verstärkten
ihre propagandistische Agita-
tion auf der Straße. In öffentli-
chen Kundgebungen ebenso
wie durch das Verteilen von
Streu- und Flugzetteln de-
monstrierte man mit immer
weniger Zurückhaltung Stärke
gegenüber dem austrofaschis-
tischen Staat und der Grazer

Bevölkerung. All das kulmi-
nierte nach dem Berchtesgade-
ner Abkommen in einer weite-
ren Verschärfung der Lage.

Ab 19. Februar 1938, als die
Ergebnisse von Berchtesgaden
bekannt gegeben wurden,
begannen in Graz und Leoben
nationalsozialistische Massen-
kundgebungen, denen jene der
Vaterländischen Front gegen-
überstanden. Dabei wurde am
24. Februar am Grazer Rathaus
die Hakenkreuzfahne gehisst
und damit in gewisser Hinsicht
die NS-Machtübernahme vor-
weggenommen. Anton Rinte-
len, ehemaliger christlichso-
zialer Landeshauptmann der
Steiermark und von den Natio-
nalsozialisten im Fall des Ge-
lingens des Juli-Putsches von

1934 als Bundeskanzler vor-
gesehen, hielt dazu in seinen
Erinnerungen fest: „In unbe-
schreiblicher Begeisterung
entbot die unübersehbare
Menge dem wehenden Banner
den deutschen Gruß.“

Diese nationalsozialistischen
Massendemonstrationen mit
dem Höhepunkt der Fahnen-
hissung wurden in den darauf-
folgenden Monaten propagan-
distisch verarbeitet zur so-
genannten „Volkserhebung“
überhöht. Ein Begriff, der sich
in das kulturelle Gedächtnis
der Steiermark eingeprägt hat
und mangels kritischer Hinter-
fragung das nationalsozialisti-
sche Selbstbild jener Tage bis
in die Gegenwart fortleben

lässt. Denn mit dem Bild der
„Volkserhebung“ wird der ge-
waltsamen Machtübernahme
durch eine Gruppe eine gewisse
Legitimität zugeschrieben, wo-
nach sich „das Volk“ zu Recht
gegen ein Unrechtsregime er-
hoben hätte. Seinen Ausdruck
findet diese nationalsozialisti-
sche Selbstsicht beispielsweise
in den 1978 unkommentiert im
Historischen Jahrbuch der
Stadt Graz veröffentlichten
Erinnerungen des nationalso-
zialistischen Gauhauptmannes
und Universitätsprofessors Ar-
min Dadieu. Dadieu, der als
Gauwirtschaftsberater in den
Raub jüdischen Eigentums ab
dem März 1938 eingebunden
war, erinnerte sich: „Es war die
Zeit, als Schuschnigg vom

Obersalzberg zurückkam und
wir in der Steiermark eine sol-
che Welle der nationalen Be-
geisterung entfacht haben, dass
wir etwa drei Wochen vor dem
wirklichen Anschluss praktisch
das Heft in der Hand hatten.“

Aus dem Terror der National-
sozialisten auf der Straße wird
„nationale Begeisterung“, und
das Faktum, dass nur wenige
Tage später, als am 12. März der
„Anschluss“ real vollzogen wur-
de, sogleich politische Gegner
und all jene, die dem rassisti-
schen Welt- und Gesellschafts-
bild nicht entsprachen, rück-
sichtslos verfolgt wurden, ver-
schwindet. Ebenso unerwähnt
bleibt, dass sowohl der austro-
faschistische Ständestaat bis zu-
letzt um den Erhalt Österreichs

kämpfte und hierbei – viel zu
spät – auch Unterstützung
durch die seit 1934 illegalen frei-
en Gewerkschaften sowie die
verbotenen Arbeiterparteien
(Revolutionäre Sozialisten und
Kommunisten) erhielt.

Am Abend des 11. März, als er-
neut im ganzen Land Massen-
kundgebungen stattfanden,
kündigte schließlich Armin Da-
dieu den bevorstehenden „An-
schluss“ an. Häuser wurden mit
Hakenkreuzfahnen beflaggt, SA
und SS hielten trotz Bundes-
heerpräsenz Kundgebungen ab,
ehe dann in der Nacht auf den
12. März die Nationalsozialisten
real die Macht übernahmen.
Rechtsanwalt Julius Kaspar
wurde Bürgermeister von Graz

und Armin Dadieu Landesstatt-
halter. Nach dem Rücktritt von
Landeshauptmann Trummer
übernahm der illegale Gauleiter
der Steiermark, Sepp Helfrich,
sein Amt, das er bis Mai inneha-
ben sollte, ehe dann Sigfried Ui-
berreither von Adolf Hitler zum
Gauleiter der Steiermark er-
nannt wurde. Noch am 12. März
marschierte die deutsche
Wehrmacht in Österreich ein,
wobei die ersten deutschen
Soldaten in der Steiermark mit
dem Flugzeug in Graz-Thaler-
hof landeten.

Unmittelbar mit der Macht-
übernahme setzte auch der Ter-
ror ein. Tausende Menschen in
der Steiermark wurden, nach
vorgefertigten Listen, verhaftet
und in „Schutzhaft“ genommen.
Neben Juden, Kommunisten
und Sozialisten waren es vor
allem die ehemaligen Funktio-
näre des austrofaschistischen
Ständestaates und jene, die für
die Niederschlagung des Juli-
Putsches 1934 verantwortlich
waren, auf die man es in diesen
Märztagen abgesehen hatte.
Häufig waren persönliche Ra-
chegelüste von Nationalsozia-
listen Hintergrund für Verhaf-
tungen und nicht selten brutale
Misshandlungen, sodass sich
der Chef der Sicherheitspolizei,
Reinhard Heydrich, Ende März
1938 dazu gezwungen sah, per
Schreiben ein geordnetes und

Fortsetzung auf Seite 20

Hochrangige
National-
sozialisten,
darunter auch
Hitler selbst,
kamen Anfang
April nach
Graz. Es galt,
die Macht mit
Versprechun-
gen für eine
gute Zukunft
zu sichern –
und es
funktionierte
PICTUREDESK (4)

Die
Propaganda-
maschine
der National-
sozialisten
lief wie
geschmiert:
Jubel und
Begeisterung
für Adolf Hitler
in Graz
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einheitliches Vorgehen anzu-
ordnen. Demnach sollte das
Gros der Verhafteten vom
März bis April wieder entlas-
sen und lediglich führende
Vertreter des Ständestaates
sollten vor Gericht gestellt
oder in das seit 1933 für zu-
nächst politische Gegner er-
richtete Konzentrationslager
Dachau überstellt werden. Am
2. April 1938 erreichte der erste
Prominententransport mit 150
österreichischen Häftlingen
Dachau. Darunter drei Perso-
nen aus der Steiermark: der
ehemalige Sicherheitsdirektor
für die Steiermark Oberst
Franz Zelburg, der Landesfüh-
rer der Vaterländischen Front
Dr. Alfons Gorbach und der
Sozialist Hermann Lackner.

Terror und Verlockung wa-
ren zwei Prinzipien national-
sozialistischer Herrschaft, die
den Menschen bekannt waren.
Schon seit Jahren hatten die
Nationalsozialisten durch Ter-
roranschläge die Gesellschaft
in Atem gehalten und zugleich
in ihrer Propaganda den Men-
schen in der Steiermark und
Österreich für den Fall ihrer
Unterstützung ein besseres
Leben versprochen.

Es war daher auch nicht ver-
wunderlich, dass dem öffentli-
chen Terror der ersten Tage,
der von einem Sturz der Sym-
bole begleitet war, Wochen des
Werbens um die Zustimmung
folgten. Denn es war nun an
der Zeit, den vielen Ankündi-
gungen rasch Taten folgen zu
lassen, wobei es nicht bloß um
das Einlösen von utopischen
Versprechen ging, sondern vor
allem stand das Werben um die
Zustimmung der Menschen,

die Absicherung der noch
durchaus prekären Macht im
Vordergrund. Das wirkmäch-
tigste Instrument dabei waren
die Versprechungen der NS-
„Volksgemeinschaft“. Seit dem
Ersten Weltkrieg war die
„Volksgemeinschaft“ in
Deutschland und Österreich
zu einem politisch schlagkräf-
tigen Bild geworden.

Aus dem Erlebnis des Schüt-
zengrabens des Ersten Welt-
krieges hervorgegangen, wur-
de die Gemeinschaft gegen die
Gesellschaft in Stellung ge-
bracht. In politischen Reden
und zahlreichen propagandis-
tischen Publikationen wurden
der liberalen, kapitalistischen
Gesellschaft, mit ihrem Prin-

zip von individueller
Freiheit und Gleich-
heit alle krisenhaf-
ten Erscheinungen
der Moderne unter-
geschoben: Arbeits-
losigkeit, soziale
Isolation, Parteien-
zwist, Aufhebung
der traditionellen Geschlech-
terrollen, Emanzipation, Klas-
senkampf, allgemein gesell-
schaftliche Zerrüttung. Für all
das seien die Gesellschaft und
dahinterstehend das Judentum
verantwortlich. Überwunden
werden könne all das nur
durch die Besinnung auf die
Gemeinschaft, wie sie sich im
Schützengraben bereits be-
währt hatte. „Gemeinnutz geht
vor Eigennutz!“, „Ein Volk, ein

Reich, ein Führer“ waren die
neuen Schlagwörter der Volks-
gemeinschaft. Gauleiter Sig-
fried Uiberreither brachte das
Prinzip der „Volksgemein-
schaft“ in einer Ansprache vor
politischen Leitern Anfang Juli
1938 auf den Punkt: „Mit dersel-
ben Energie, mit der wir die
Volksgenossen an uns heranzie-
hen und zu einer Einheit ver-
schmelzen werden, werden wir
andererseits das Volksfremde

so lange abstoßen,
bis es einfach nicht
mehr da ist. Für den
Volksgenossen, der
ehemals politischer
Gegner war, wird in
diesem Staate in Zu-
kunft immer Arbeit
und Brot vorhanden

sein, für den Juden dagegen
nie.“ „Volksgemeinschaft“ be-
deutete, wie in den Nürnberger
Rassengesetzen von 1935 in Ge-
setzesform gebracht, „rassische
Gleichheit“, politische Unter-
ordnung und Gehorsam. Wer
sich dem anschloss, sollte be-
lohnt werden. Wer nicht dazu-
gehören konnte oder wollte,
musste bedingungslos verfolgt,
ausgeschlossen und letztlich
ermordet werden. Dementspre-

chend richteten die Nationalso-
zialisten in den ersten Monaten
ihrer Herrschaft das gesamte
Augenmerk auf diese Prinzi-
pien des Ein- und Ausschlusses.
Im Vorfeld  der „Volksabstim-
mung“ vom 10. April, von der
politische Gegner ebenso wie
Jüdinnen und Juden ausge-
schlossen waren, wurde eine
immense Propagandamaschi-
nerie in Gang gesetzt.

Medienwirksam nahmen auf-
grund der Wirtschaftskrise
stillgelegte Industriebetriebe
ihre Arbeit wieder auf, besuch-
ten hochrangige Nationalsozia-
listen – Adolf Hitler kam am 3.
April 1938 nach Graz, Hermann
Göring war im März in Eisenerz
– die Steiermark und verspra-

chen den Menschen eine besse-
re Zukunft und Arbeit. Die Na-
tionalsozialisten organisierten
Hilfslieferungen von Lebens-
mitteln aus Deutschland und
führten öffentliche Ausspeisun-
gen ebenso wie gemeinsame Es-
sen am Grazer Hauptplatz, am
sogenannten Eintopfsonntag,
durch. Von den Februartagen
1938 an war die Inszenierung
des Gemeinschaftserlebnisses
zentrales Element nationalso-
zialistischer Herrschaftsetab-
lierung und -sicherung. Vor al-
lem die Bilder der Feiern zur
Verleihung des nationalsozia-
listischen Ehrentitels „Stadt der
Volkserhebung“ an Graz, vom
25. Juli 1938, konnten sich nach-
haltig in das Gedächtnis der
Stadt Graz und der Steiermark
einschreiben.

Es sind jene Bilder der vom
Grazer Künstler und Mitglied
der Grazer Sezession, Hans Rei-
chenfelser, gemeinsam mit dem
Architekten Hans Zisser im Juli
perfekt inszenierten Feiern an-
lässlich der Totengedenkfeier
für die steirischen „Blutzeugen
der Bewegung“, die beim
Putschversuch 1934 ums Leben
gekommen sind, die maßgeb-
lich bis in die Gegenwart das
Bildgedächtnis des Jahres 1938
in der Steiermark prägen. Bilder
von Menschen in Uniform, in
Reih und Glied, eingehüllt in ein
Meer aus Hakenkreuzfahnen,
die die brutale Realität natio-
nalsozialistischer Herrschaft
verdecken. Die Verfolgung und
Ermordung politischer Opposi-
tion und all jener, die nicht Teil
der „Volksgemeinschaft“ sein
konnten oder wollten, hat hie-
rin keinen Platz. Ebenso wenig
zeigen diese Bilder die bereit-
willige Beteiligung der Men-
schen am Nationalsozialismus.
Denn NS-„Volksgemeinschaft“
war stets auch das Versprechen
auf Konsum („Kraft durch Freu-
de“-Fahrten, Volkswagen und
Volksempfänger), dem viele
Menschen bereitwillig folgten
und die dafür die Verfolgung
und Ermordung ebenso wie ei-
nen Krieg mit Millionen Toten
in Kauf nahmen.

Im Juli
1938
wurde
Graz der
Titel
„Stadt der
Volkser-
hebung“
verliehen

Die Steiermark

auf dem Weg zur

„Volksgemein-

schaft“
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einheitliches Vorgehen anzu-
ordnen. Demnach sollte das
Gros der Verhafteten vom
März bis April wieder entlas-
sen und lediglich führende
Vertreter des Ständestaates
sollten vor Gericht gestellt
oder in das seit 1933 für zu-
nächst politische Gegner er-
richtete Konzentrationslager
Dachau überstellt werden. Am
2. April 1938 erreichte der erste
Prominententransport mit 150
österreichischen Häftlingen
Dachau. Darunter drei Perso-
nen aus der Steiermark: der
ehemalige Sicherheitsdirektor
für die Steiermark Oberst
Franz Zelburg, der Landesfüh-
rer der Vaterländischen Front
Dr. Alfons Gorbach und der
Sozialist Hermann Lackner.

Terror und Verlockung wa-
ren zwei Prinzipien national-
sozialistischer Herrschaft, die
den Menschen bekannt waren.
Schon seit Jahren hatten die
Nationalsozialisten durch Ter-
roranschläge die Gesellschaft
in Atem gehalten und zugleich
in ihrer Propaganda den Men-
schen in der Steiermark und
Österreich für den Fall ihrer
Unterstützung ein besseres
Leben versprochen.

Es war daher auch nicht ver-
wunderlich, dass dem öffentli-
chen Terror der ersten Tage,
der von einem Sturz der Sym-
bole begleitet war, Wochen des
Werbens um die Zustimmung
folgten. Denn es war nun an
der Zeit, den vielen Ankündi-
gungen rasch Taten folgen zu
lassen, wobei es nicht bloß um
das Einlösen von utopischen
Versprechen ging, sondern vor
allem stand das Werben um die
Zustimmung der Menschen,

die Absicherung der noch
durchaus prekären Macht im
Vordergrund. Das wirkmäch-
tigste Instrument dabei waren
die Versprechungen der NS-
„Volksgemeinschaft“. Seit dem
Ersten Weltkrieg war die
„Volksgemeinschaft“ in
Deutschland und Österreich
zu einem politisch schlagkräf-
tigen Bild geworden.

Aus dem Erlebnis des Schüt-
zengrabens des Ersten Welt-
krieges hervorgegangen, wur-
de die Gemeinschaft gegen die
Gesellschaft in Stellung ge-
bracht. In politischen Reden
und zahlreichen propagandis-
tischen Publikationen wurden
der liberalen, kapitalistischen
Gesellschaft, mit ihrem Prin-

zip von individueller
Freiheit und Gleich-
heit alle krisenhaf-
ten Erscheinungen
der Moderne unter-
geschoben: Arbeits-
losigkeit, soziale
Isolation, Parteien-
zwist, Aufhebung
der traditionellen Geschlech-
terrollen, Emanzipation, Klas-
senkampf, allgemein gesell-
schaftliche Zerrüttung. Für all
das seien die Gesellschaft und
dahinterstehend das Judentum
verantwortlich. Überwunden
werden könne all das nur
durch die Besinnung auf die
Gemeinschaft, wie sie sich im
Schützengraben bereits be-
währt hatte. „Gemeinnutz geht
vor Eigennutz!“, „Ein Volk, ein

Reich, ein Führer“ waren die
neuen Schlagwörter der Volks-
gemeinschaft. Gauleiter Sig-
fried Uiberreither brachte das
Prinzip der „Volksgemein-
schaft“ in einer Ansprache vor
politischen Leitern Anfang Juli
1938 auf den Punkt: „Mit dersel-
ben Energie, mit der wir die
Volksgenossen an uns heranzie-
hen und zu einer Einheit ver-
schmelzen werden, werden wir
andererseits das Volksfremde

so lange abstoßen,
bis es einfach nicht
mehr da ist. Für den
Volksgenossen, der
ehemals politischer
Gegner war, wird in
diesem Staate in Zu-
kunft immer Arbeit
und Brot vorhanden

sein, für den Juden dagegen
nie.“ „Volksgemeinschaft“ be-
deutete, wie in den Nürnberger
Rassengesetzen von 1935 in Ge-
setzesform gebracht, „rassische
Gleichheit“, politische Unter-
ordnung und Gehorsam. Wer
sich dem anschloss, sollte be-
lohnt werden. Wer nicht dazu-
gehören konnte oder wollte,
musste bedingungslos verfolgt,
ausgeschlossen und letztlich
ermordet werden. Dementspre-

chend richteten die Nationalso-
zialisten in den ersten Monaten
ihrer Herrschaft das gesamte
Augenmerk auf diese Prinzi-
pien des Ein- und Ausschlusses.
Im Vorfeld  der „Volksabstim-
mung“ vom 10. April, von der
politische Gegner ebenso wie
Jüdinnen und Juden ausge-
schlossen waren, wurde eine
immense Propagandamaschi-
nerie in Gang gesetzt.

Medienwirksam nahmen auf-
grund der Wirtschaftskrise
stillgelegte Industriebetriebe
ihre Arbeit wieder auf, besuch-
ten hochrangige Nationalsozia-
listen – Adolf Hitler kam am 3.
April 1938 nach Graz, Hermann
Göring war im März in Eisenerz
– die Steiermark und verspra-

chen den Menschen eine besse-
re Zukunft und Arbeit. Die Na-
tionalsozialisten organisierten
Hilfslieferungen von Lebens-
mitteln aus Deutschland und
führten öffentliche Ausspeisun-
gen ebenso wie gemeinsame Es-
sen am Grazer Hauptplatz, am
sogenannten Eintopfsonntag,
durch. Von den Februartagen
1938 an war die Inszenierung
des Gemeinschaftserlebnisses
zentrales Element nationalso-
zialistischer Herrschaftsetab-
lierung und -sicherung. Vor al-
lem die Bilder der Feiern zur
Verleihung des nationalsozia-
listischen Ehrentitels „Stadt der
Volkserhebung“ an Graz, vom
25. Juli 1938, konnten sich nach-
haltig in das Gedächtnis der
Stadt Graz und der Steiermark
einschreiben.

Es sind jene Bilder der vom
Grazer Künstler und Mitglied
der Grazer Sezession, Hans Rei-
chenfelser, gemeinsam mit dem
Architekten Hans Zisser im Juli
perfekt inszenierten Feiern an-
lässlich der Totengedenkfeier
für die steirischen „Blutzeugen
der Bewegung“, die beim
Putschversuch 1934 ums Leben
gekommen sind, die maßgeb-
lich bis in die Gegenwart das
Bildgedächtnis des Jahres 1938
in der Steiermark prägen. Bilder
von Menschen in Uniform, in
Reih und Glied, eingehüllt in ein
Meer aus Hakenkreuzfahnen,
die die brutale Realität natio-
nalsozialistischer Herrschaft
verdecken. Die Verfolgung und
Ermordung politischer Opposi-
tion und all jener, die nicht Teil
der „Volksgemeinschaft“ sein
konnten oder wollten, hat hie-
rin keinen Platz. Ebenso wenig
zeigen diese Bilder die bereit-
willige Beteiligung der Men-
schen am Nationalsozialismus.
Denn NS-„Volksgemeinschaft“
war stets auch das Versprechen
auf Konsum („Kraft durch Freu-
de“-Fahrten, Volkswagen und
Volksempfänger), dem viele
Menschen bereitwillig folgten
und die dafür die Verfolgung
und Ermordung ebenso wie ei-
nen Krieg mit Millionen Toten
in Kauf nahmen.

Im Juli
1938
wurde
Graz der
Titel
„Stadt der
Volkser-
hebung“
verliehen

Die Steiermark

auf dem Weg zur

„Volksgemein-

schaft“

Fortsetzung von Seite 19

PI
CT

UR
ED

ES
K (

4)



1918
1938
2018

DER
„ANSCHLUSS“

100 JAHRE
REPUBLIK

Der „Anschluss“ Österreichs

22 | SONNTAG | 11. MÄRZ 2018 11. MÄRZ 2018 | SONNTAG | 23

Kurt Jungwirth
erinnert sich
noch gut an den
„Anschluss“.
Er war damals
acht Jahre alt
JÜRGEN FUCHS

„Wo ist der Kurt? –

Der Kurt ist furt!“
Der spätere Politiker Kurt

Jungwirth erlebte als Acht-

jähriger mit wachen Augen

den „Anschluss“ Österreichs

ans Deutsche Reich in Graz.

Sprechchöre betrafen

ihn vermeintlich selbst.
Von Norbert Swoboda

Auch im eigenen Wohnhaus
wurde in den letzten Tagen Ös-
terreichs viel am Gang disku-
tiert. „Ich war nur Zuhörer, habe
aber deutlich gemerkt, dass die
Erwachsenen sehr aufgeregt
waren.“

Bestimmendes Element jener
Zeit waren die Arbeitslosigkeit
und Armut. „Ständig kamen
Bettler in die Häuser und gin-
gen von Wohnung zu Wohnung.
Auch wir hatten Münzen an der
Garderobe liegen, die für Bett-
ler reserviert waren.“ Vor Au-
gen hat er heute noch einen
Blinden, der ein altes Grammo-
fon mitschleppte, es am Hof
aufstellte, und der dann „gehofft
hat, dass die Armen dem Armen
helfen“.

Die Kriege in China (Japan griff
das Festland an) und in Spanien
„habe ich eher wie ein Sport-
match erlebt, das war weit weg
für uns“. Doch im Februar 1938
wurde klar, dass einschneiden-
de Änderungen bevorstanden.
An die Abschiedsrede von Kurt
Schuschnigg kann sich Jung-
wirth noch sehr gut erinnern; er
verfolgte sie bei Nachbarn, die
ein besseres Radio hatten. „Die-
ses Ehepaar hat sichtlich aufge-

V
iele Zeitzeugen gibt es
nicht mehr, die jene
Schicksalstage vor 80
Jahren in Österreich be-

wusst miterlebt haben. Einer je-
ner Beobachter ist Kurt Jung-
wirth, Jahrgang 1929 und da-
mals gerade Schüler in der drit-
ten Klasse Volksschule.

Jungwirth lebte mit seiner
Mutter, die sich mit Nähen
durchbringen musste, und sei-
nem um neun Jahre älteren Bru-
der (er sollte später im Krieg
fallen) in der Nähe des Sturm-
Platzes in Graz. Sein Vater war
wenige Monate vor seiner Ge-
burt an Pneumonie verstorben.
Sport (Fußball, Leichtathletik)
war zwar die Hauptleidenschaft
des Achtjährigen, aber im drei-
stöckigen Zinshaus konnte er
auch Gespräche über Politik
verfolgen: „Die Parteien in un-
serem Haus waren sehr ge-
mischt. Jakomini war zwar ein
Arbeiterbezirk, aber es gab
auch einen Nachbarn, der war
eindeutig auf der Hitler-Seite“,
erinnert sich Jungwirth.

In der katholischen Privat-
schule der Schulbrüder in der
Hans-Sachs-Gasse, in die er da-
mals ging, bekam er hingegen
von der Politik wenig mit; das
war dort kein Thema. Aller-
dings wurde die Schule unmit-
telbar nach dem „Anschluss“
von den Nazis sofort geschlos-
sen und Jungwirth fand sich
plötzlich als Schüler in der
Münzgrabenstraße wieder.

Allerdings fielen ihm am
Schulweg die „vielen jungen
Menschen auf, die keine Arbeit
hatten und oft demonstrierten“.

atmet. Jetzt wird es besser, war
die Meinung.“ Auch sein Bruder
dachte so, und für die Mutter,
die ständig um eine winzige
Witwenpension kämpfen muss-
te, wurden die Zeiten zunächst
auch deutlich besser.

Aber es gab für den Achtjähri-
gen auch verstörende Momente
in jenen Tagen. Als nach dem
Anschluss große Fackelzüge
den Grazer Ring herabmar-
schierten, war er mit seiner
Mutter als Zuseher dabei. Der
kleine Kurt verlor die Fassung,
als er skandieren hörte: „Wo ist
der Kurt? Der Kurt ist furt! Wo
gehört er hin? In die
Wurschtmaschin!“ – Gemeint
war natürlich der Bundeskanz-
ler Kurt Schuschnigg.

Jungwirth weiß noch, dass
sich herumsprach, dass der vor-
malige Landeshauptmann Karl
Maria Stepan nun in Dachau im
KZ sei. „Aber das war ein politi-
sches Lager, und so etwas kann-
ten wir ja alles schon, das war
nichts Neues.“ Was sich in den
KZ wirklich abspielte, erfuhr
man erst viel später.

Jungwirth bekam mit, dass je-
ner Hausarzt, der oft Hausbesu-
che gemacht hatte, plötzlich
verschwunden war. „Jemand

hat dann erwähnt, dass er Jude
gewesen war. Aber was mit ihm
passiert war, wusste niemand.
War er ausgewandert? Oder
verhaftet worden?“ Doch all das
wurde überlagert von der weit-
verbreiteten Ansicht: „Das alte
System hat abgewirtschaftet, in
Deutschland gibt es Arbeit.“

Mehrere Lehren hat Jungwirth
aus den Märztagen 1938 für sich
gezogen: „Mir hat sich einge-
prägt, wie rasch sich die Masse
mobilisieren lässt.“ Über Nacht
wäre alles mit Hakenkreuz-
Fahnen beflaggt gewesen. Die
Not, die fehlenden Arbeitsplät-
ze und Perspektiven hätten die
Menschen zu den Ratten-
fängern getrieben. Jungwirth
konnte sich später mit der
Ansicht Bruno Kreiskys, hohe
Schulden seien ihm lieber als
hohe Arbeitslosenzahlen,
durchaus anfreunden. „Vor dem
Hintergrund der Arbeitslosig-
keit wachsen dann auch Sün-
denbocktheorien und die Angst
vor dem Fremden.“

Jungwirth ist fest davon über-
zeugt, dass man in der Friedens-
bildung nicht nachlassen dürfe.
Internationale Austauschpro-
gramme, die EU als Friedens-
konzept und die Entwicklung
der Menschenrechte sind für
ihn wichtige Meilensteine der
letzten Jahrzehnte.

Sein Resümee: „Man sagt
zwar, die Geschichte sei die
Lehrmeisterin der Völker. Aber
das stimmt leider nicht. Die Ge-
schichte beginnt mit jedem
Kind neu, dass auf die Welt
kommt.“

Kurt Jungwirth wurde am
3. September 1929 in Graz
geboren. Er studierte
Romanistik und war Lehrer
bis 1970, als er Kulturlandes-
rat (ÖVP) wurde bis 1985.
1985 bis 1991 Landeshaupt-
mann-Stellvertreter. Er rief
die styriarte ins Leben, war
von 1976 bis 2006 Präsident
des steirischen herbsts. Von
1971 bis 2017 Präsident des
Österreichischen Schach-
bundes. Zahlreiche weitere
Funktionen.
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Kurt Jungwirth
erinnert sich
noch gut an den
„Anschluss“.
Er war damals
acht Jahre alt
JÜRGEN FUCHS

„Wo ist der Kurt? –

Der Kurt ist furt!“
Der spätere Politiker Kurt

Jungwirth erlebte als Acht-

jähriger mit wachen Augen

den „Anschluss“ Österreichs

ans Deutsche Reich in Graz.

Sprechchöre betrafen

ihn vermeintlich selbst.
Von Norbert Swoboda

Auch im eigenen Wohnhaus
wurde in den letzten Tagen Ös-
terreichs viel am Gang disku-
tiert. „Ich war nur Zuhörer, habe
aber deutlich gemerkt, dass die
Erwachsenen sehr aufgeregt
waren.“

Bestimmendes Element jener
Zeit waren die Arbeitslosigkeit
und Armut. „Ständig kamen
Bettler in die Häuser und gin-
gen von Wohnung zu Wohnung.
Auch wir hatten Münzen an der
Garderobe liegen, die für Bett-
ler reserviert waren.“ Vor Au-
gen hat er heute noch einen
Blinden, der ein altes Grammo-
fon mitschleppte, es am Hof
aufstellte, und der dann „gehofft
hat, dass die Armen dem Armen
helfen“.

Die Kriege in China (Japan griff
das Festland an) und in Spanien
„habe ich eher wie ein Sport-
match erlebt, das war weit weg
für uns“. Doch im Februar 1938
wurde klar, dass einschneiden-
de Änderungen bevorstanden.
An die Abschiedsrede von Kurt
Schuschnigg kann sich Jung-
wirth noch sehr gut erinnern; er
verfolgte sie bei Nachbarn, die
ein besseres Radio hatten. „Die-
ses Ehepaar hat sichtlich aufge-

V
iele Zeitzeugen gibt es
nicht mehr, die jene
Schicksalstage vor 80
Jahren in Österreich be-

wusst miterlebt haben. Einer je-
ner Beobachter ist Kurt Jung-
wirth, Jahrgang 1929 und da-
mals gerade Schüler in der drit-
ten Klasse Volksschule.

Jungwirth lebte mit seiner
Mutter, die sich mit Nähen
durchbringen musste, und sei-
nem um neun Jahre älteren Bru-
der (er sollte später im Krieg
fallen) in der Nähe des Sturm-
Platzes in Graz. Sein Vater war
wenige Monate vor seiner Ge-
burt an Pneumonie verstorben.
Sport (Fußball, Leichtathletik)
war zwar die Hauptleidenschaft
des Achtjährigen, aber im drei-
stöckigen Zinshaus konnte er
auch Gespräche über Politik
verfolgen: „Die Parteien in un-
serem Haus waren sehr ge-
mischt. Jakomini war zwar ein
Arbeiterbezirk, aber es gab
auch einen Nachbarn, der war
eindeutig auf der Hitler-Seite“,
erinnert sich Jungwirth.

In der katholischen Privat-
schule der Schulbrüder in der
Hans-Sachs-Gasse, in die er da-
mals ging, bekam er hingegen
von der Politik wenig mit; das
war dort kein Thema. Aller-
dings wurde die Schule unmit-
telbar nach dem „Anschluss“
von den Nazis sofort geschlos-
sen und Jungwirth fand sich
plötzlich als Schüler in der
Münzgrabenstraße wieder.

Allerdings fielen ihm am
Schulweg die „vielen jungen
Menschen auf, die keine Arbeit
hatten und oft demonstrierten“.

atmet. Jetzt wird es besser, war
die Meinung.“ Auch sein Bruder
dachte so, und für die Mutter,
die ständig um eine winzige
Witwenpension kämpfen muss-
te, wurden die Zeiten zunächst
auch deutlich besser.

Aber es gab für den Achtjähri-
gen auch verstörende Momente
in jenen Tagen. Als nach dem
Anschluss große Fackelzüge
den Grazer Ring herabmar-
schierten, war er mit seiner
Mutter als Zuseher dabei. Der
kleine Kurt verlor die Fassung,
als er skandieren hörte: „Wo ist
der Kurt? Der Kurt ist furt! Wo
gehört er hin? In die
Wurschtmaschin!“ – Gemeint
war natürlich der Bundeskanz-
ler Kurt Schuschnigg.

Jungwirth weiß noch, dass
sich herumsprach, dass der vor-
malige Landeshauptmann Karl
Maria Stepan nun in Dachau im
KZ sei. „Aber das war ein politi-
sches Lager, und so etwas kann-
ten wir ja alles schon, das war
nichts Neues.“ Was sich in den
KZ wirklich abspielte, erfuhr
man erst viel später.

Jungwirth bekam mit, dass je-
ner Hausarzt, der oft Hausbesu-
che gemacht hatte, plötzlich
verschwunden war. „Jemand

hat dann erwähnt, dass er Jude
gewesen war. Aber was mit ihm
passiert war, wusste niemand.
War er ausgewandert? Oder
verhaftet worden?“ Doch all das
wurde überlagert von der weit-
verbreiteten Ansicht: „Das alte
System hat abgewirtschaftet, in
Deutschland gibt es Arbeit.“

Mehrere Lehren hat Jungwirth
aus den Märztagen 1938 für sich
gezogen: „Mir hat sich einge-
prägt, wie rasch sich die Masse
mobilisieren lässt.“ Über Nacht
wäre alles mit Hakenkreuz-
Fahnen beflaggt gewesen. Die
Not, die fehlenden Arbeitsplät-
ze und Perspektiven hätten die
Menschen zu den Ratten-
fängern getrieben. Jungwirth
konnte sich später mit der
Ansicht Bruno Kreiskys, hohe
Schulden seien ihm lieber als
hohe Arbeitslosenzahlen,
durchaus anfreunden. „Vor dem
Hintergrund der Arbeitslosig-
keit wachsen dann auch Sün-
denbocktheorien und die Angst
vor dem Fremden.“

Jungwirth ist fest davon über-
zeugt, dass man in der Friedens-
bildung nicht nachlassen dürfe.
Internationale Austauschpro-
gramme, die EU als Friedens-
konzept und die Entwicklung
der Menschenrechte sind für
ihn wichtige Meilensteine der
letzten Jahrzehnte.

Sein Resümee: „Man sagt
zwar, die Geschichte sei die
Lehrmeisterin der Völker. Aber
das stimmt leider nicht. Die Ge-
schichte beginnt mit jedem
Kind neu, dass auf die Welt
kommt.“

Kurt Jungwirth wurde am
3. September 1929 in Graz
geboren. Er studierte
Romanistik und war Lehrer
bis 1970, als er Kulturlandes-
rat (ÖVP) wurde bis 1985.
1985 bis 1991 Landeshaupt-
mann-Stellvertreter. Er rief
die styriarte ins Leben, war
von 1976 bis 2006 Präsident
des steirischen herbsts. Von
1971 bis 2017 Präsident des
Österreichischen Schach-
bundes. Zahlreiche weitere
Funktionen.
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Die Sprengkraft des

Nationalismus
Die Vielfalt, die zum Nachteil erklärt wurde:

wie die Sprache schon im Habsburgerreich

zum Kampffeld der Nationalisten wurde.
Von Helmut Konrad

einem Gemeinwesen. Erst die
Nationalisten, speziell in der
Situation, wie sie im Habsbur-
gerreich herrschte, engten
„Nation“ auf „Sprachnation“
ein und entwickelten das Wort
zum Kampfbegriff.

Große Staaten, wie Frankreich,
die „große Nation“, aber auch
England, konnten eine domi-
nante Sprache über die vielen
minoritären Sprachen legen
und so Staatsgrenze und
Sprachgrenze praktisch de-
ckungsgleich verstehen, was
allerdings bis zur Gegenwart
nicht ohne Konflikte und Wi-
derstände blieb. Die Habsbur-

nen, dieses planlose Komposi-
tum der widersprechendsten
Sitten und Gesetze, fängt end-
lich an, auseinanderzufallen.“
Das hatte Engels ein halbes
Jahrhundert vor den Reporta-
gen von Mark Twain geschrie-
ben. Die Monarchie hatte
standgehalten, aber die Proble-
matik der inneren Widersprü-
che war nicht gelöst. Diese la-
gen in der Sicht der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts da-
rin, dass „nationale Flächen-
staaten“, in der Bedeutung von
größtmöglicher territorialer
Ausdehnung bei optimierter
Einheitlichkeit der Sprache als
Voraussetzung für Moderni-
sierung galten. Also: möglichst
keine Binnengrenzen und kei-
ne Verständigungsprobleme in
einem möglichst großen Terri-
torium. Nationalismus als jene
Ideologie, die den jeweils eige-
nen (territorialen) Anspruch
gegenüber möglichen Konkur-
renten zu begründen versuch-
te, war daher die Ideologie der
Stunde.

Der Nationalismus, histo-
risch für den Großteil der ös-
terreichischen Bevölkerung
gleichbedeutend mit dem
Deutschnationalismus, gehört
zu jenen Ideologien, die in der
Geschichte einen ambivalen-
ten Charakter aufwiesen, das
heißt, dass der Nationalismus
einerseits sowohl als emanzi-
patorische Bewegung begrif-
fen werden konnte – als er an-
derseits auch totalitäre Herr-
schaftsformen nicht nur be-
günstigte, sondern sogar deren
Anspruch auf Herrschaft be-
gründete. Bis hin zur großen
Depression in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts
überwog die emanzipatorische
Komponente des Nationalis-
mus.

„Nation“ war bis dahin ein
vielschichtiger Begriff. Er be-
zeichnete in erster Linie die
Herkunft. Er umfasste gemein-
sam erlebte oder erlittene Ge-
schichte, wie etwa in der
Schweiz, ohne sprachliche
oder religiöse Festlegung, er
erklärte also Zugehörigkeit zu

A
ls Mark Twain, der bis
heute immer noch
gern gelesene Autor
der Abenteuer von

Tom Sawyer und Huckleberry
Finn, im Auftrag von „Harper’s
New Monthly Magazine“ 1897
nach Wien reiste, konnte er am
28. Oktober einer denkwürdi-
gen, tumultartigen Sitzung im
Reichsrat beiwohnen, bei der
zwischen den Abgeordneten
die Fäuste flogen, weil der
deutschnationale Abgeordne-
te Otto Lechner aus Brünn mit
einer zwölfstündigen Dauerre-
de die Rücknahme der Badeni-
schen Sprachenverordnung er-
zwingen wollte. Twain staunte:
Eine parlamentarische Ver-
sammlung, in der sich gebilde-
te (Twain machte sich über die
akademische Titelsucht in der
Habsburgermonarchie lustig)
Herren trafen, benahm sich so
außerordentlich rüpelhaft und
erzwang letztlich das Eingrei-
fen der Ordnungshüter, um är-
geres Blutvergießen zu verhin-
dern. Und er versuchte eine
Erklärung: „Das Abgeordne-
tenhaus hat 425 Mitglieder, die
aus 19 oder 20 bereits erwähn-
ten Kronländern stammen.
Diese Männer repräsentieren
Völker, die elf verschiedene
Sprachen sprechen. Das be-
deutet elf unterschiedliche
Spielarten von Eifersüchtelei-
en, Feindseligkeiten und wi-
derstreitenden Interessen …
Die Volksvertretung ist in viele
verschiedene Parteien zer-
splittert: die Klerikalen, die
Fortschrittlichen, die Deutsch-
Nationalen, die Sozialdemo-
kraten, die Christlichsozialen
und noch einige mehr.“

Mark Twain hielt das in der
damals modernen Welt für ei-
nen Anachronismus. Er war
damit nicht allein. Schon im
Revolutionsjahr 1848 hatte
Friedrich Engels voller Hohn
zur Donaumonarchie folgende
Beschreibung gefunden: „Die
buntscheckige zusammenge-
erbte und zusammengestohle-
ne österreichische Monarchie,
dieser organisierte Wirrwarr
von zehn Sprachen und Natio-

germonarchie hatte aber keine
wirklich dominante Sprache.
Weniger als 25 Prozent der Be-
völkerung nannten um 1900
Deutsch als die von ihnen ge-
brauchte Umgangssprache.
Dass Sprache ein zentraler Fak-
tor bei der Festlegung einer Na-
tionszugehörigkeit ist, das ist
unbestritten.

Aber Sprache ist voluntaris-
tisch, man ändert seine Um-
gangssprache manchmal und
passt sich, wegen leichterer
Kommunikation oder aber we-
gen ökonomischer Erwartun-
gen einer dominanten Sprache
an. Diese Veränderbarkeit
machte Sprache vor gut 130 Jah-

ren zum Kampffeld. Dies beson-
ders deshalb, weil Sprachen
(und damit Nationalitäten) in
der Habsburgermonarchie
stark hierarchisiert waren. Der
unglückselige Begriff der „ge-
schichtslosen Nationen“, den
Friedrich Engels geprägt hatte,
machte manche Sprache und
deren Sprecher nur zu leicht
zur inferioren Minorität.

Ausgrenzung und soziale De-
klassierung waren die Bedro-
hungen, die die Minoritäten zur
Übernahme der dominanten
Sprache bewegen sollten. Nur
kannte die Habsburgermonar-
chie eine solche dominante

Sprache nicht. Es waren die Bil-
dungsbürger, die in diesem
Sprachenstreit das große Wort
führten. Daher war es wichtig,
welche Sprache an den Univer-
sitäten des Landes gesprochen
wurde, was also die jeweilige
Unterrichtssprache war. Die
Monarchie kannte nur drei Uni-
versitäten mit ausschließlich
deutscher Unterrichtssprache,
nämlich Prag, Wien und Graz.

In Innsbruck gab es auch ita-
lienische Vorlesungen, in Czer-
nowitz wurde neben Deutsch
auch in Rumänisch und Ruthe-
nisch unterrichtet. Ungarisch
war die Unterrichtssprache in
Budapest und in Klausenburg,

Polnisch in Krakau und Lem-
berg. Kroatisch war die Sprache
an der Universität in Agram. Die
Herausbildung einer eigenen
bildungsbürgerlichen Schicht
war also nur in den genannten
Sprachen möglich, und in ihnen
wurde auch der Sprachnationa-
lismus in einer Form entwickelt,
dass er die kleinen Minoritäten
schlucken und untereinander
einen erbitterten Kampf um
Einfluss und Anerkennung füh-
ren lassen konnte.

Die nationale Gemengelage
in der Habsburgermonarchie
war aber Schwäche und Stärke
zugleich. Schwäche, weil sich
die jeweiligen nationalen Eliten
politisch wechselseitig blo-
ckierten; Stärke, weil gerade aus
dieser Vielfalt die kulturellen
und wissenschaftlichen
Höchstleistungen entstanden,
die zu den Nobelpreisen, zu
„Wien um 1900“, und zum Ent-
stehen der bahnbrechenden
Analysen zur nationalen Frage,
die das ganze 20. Jahrhundert
die Fachdiskussion dominier-
ten, führten. Eine dramatische
Verschärfung hatte die nationa-
le Frage aber vor allem durch
die Übernahme biologistischer
und sozialdarwinistischer
pseudowissenschaftlicher Ar-
gumente erfahren. Dadurch
rückte der Antisemitismus in
die nationale Diskussion ein.

Das Toleranzpatent von Jo-
seph II. ermöglichte die Zuwan-
derung von Juden aus Böhmen,
Mähren, Galizien oder der Bu-
kowina nach Wien. Und nach
dem Staatsgrundgesetz konn-
ten sie als Ärzte, Anwälte oder
im Bankwesen arbeiten und
sich im Pressewesen, den Küns-
ten und der Literatur entfalten.
Auf deren Leistungen baute der
Ruf Wiens als kultureller Me-
tropole ganz wesentlich auf. Als
Reaktion, von Neid gesteuert,
entwickelte sich ein ökonomi-
scher Antisemitismus, der auf
alten religiösen Vorurteilen
aufsetzte. Die Verbindung mit
der rassischen Argumentation
schuf schließlich den Nährbo-
den, der den Antisemitismus
„völkisch“ werden ließ.

In Kooperation zwischen
Parlamentsdirektion und
Residenz-Verlag sind im
vergange-
nen Oktober
die gesam-
melten Re-
portagen
aus dem
Reichstag
von Mark
Twain erschienen.
Mark Twain: Reportagen
aus dem Reichsrat.
Residenz-Verlag, 25 Euro.

Buchtipp

Mark Twain war oft
Zuhörer im Sitzungs-
saal des Reichsrates
PICTUREDESK (2)
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Die Sprengkraft des

Nationalismus
Die Vielfalt, die zum Nachteil erklärt wurde:

wie die Sprache schon im Habsburgerreich

zum Kampffeld der Nationalisten wurde.
Von Helmut Konrad

einem Gemeinwesen. Erst die
Nationalisten, speziell in der
Situation, wie sie im Habsbur-
gerreich herrschte, engten
„Nation“ auf „Sprachnation“
ein und entwickelten das Wort
zum Kampfbegriff.

Große Staaten, wie Frankreich,
die „große Nation“, aber auch
England, konnten eine domi-
nante Sprache über die vielen
minoritären Sprachen legen
und so Staatsgrenze und
Sprachgrenze praktisch de-
ckungsgleich verstehen, was
allerdings bis zur Gegenwart
nicht ohne Konflikte und Wi-
derstände blieb. Die Habsbur-

nen, dieses planlose Komposi-
tum der widersprechendsten
Sitten und Gesetze, fängt end-
lich an, auseinanderzufallen.“
Das hatte Engels ein halbes
Jahrhundert vor den Reporta-
gen von Mark Twain geschrie-
ben. Die Monarchie hatte
standgehalten, aber die Proble-
matik der inneren Widersprü-
che war nicht gelöst. Diese la-
gen in der Sicht der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts da-
rin, dass „nationale Flächen-
staaten“, in der Bedeutung von
größtmöglicher territorialer
Ausdehnung bei optimierter
Einheitlichkeit der Sprache als
Voraussetzung für Moderni-
sierung galten. Also: möglichst
keine Binnengrenzen und kei-
ne Verständigungsprobleme in
einem möglichst großen Terri-
torium. Nationalismus als jene
Ideologie, die den jeweils eige-
nen (territorialen) Anspruch
gegenüber möglichen Konkur-
renten zu begründen versuch-
te, war daher die Ideologie der
Stunde.

Der Nationalismus, histo-
risch für den Großteil der ös-
terreichischen Bevölkerung
gleichbedeutend mit dem
Deutschnationalismus, gehört
zu jenen Ideologien, die in der
Geschichte einen ambivalen-
ten Charakter aufwiesen, das
heißt, dass der Nationalismus
einerseits sowohl als emanzi-
patorische Bewegung begrif-
fen werden konnte – als er an-
derseits auch totalitäre Herr-
schaftsformen nicht nur be-
günstigte, sondern sogar deren
Anspruch auf Herrschaft be-
gründete. Bis hin zur großen
Depression in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts
überwog die emanzipatorische
Komponente des Nationalis-
mus.

„Nation“ war bis dahin ein
vielschichtiger Begriff. Er be-
zeichnete in erster Linie die
Herkunft. Er umfasste gemein-
sam erlebte oder erlittene Ge-
schichte, wie etwa in der
Schweiz, ohne sprachliche
oder religiöse Festlegung, er
erklärte also Zugehörigkeit zu

A
ls Mark Twain, der bis
heute immer noch
gern gelesene Autor
der Abenteuer von

Tom Sawyer und Huckleberry
Finn, im Auftrag von „Harper’s
New Monthly Magazine“ 1897
nach Wien reiste, konnte er am
28. Oktober einer denkwürdi-
gen, tumultartigen Sitzung im
Reichsrat beiwohnen, bei der
zwischen den Abgeordneten
die Fäuste flogen, weil der
deutschnationale Abgeordne-
te Otto Lechner aus Brünn mit
einer zwölfstündigen Dauerre-
de die Rücknahme der Badeni-
schen Sprachenverordnung er-
zwingen wollte. Twain staunte:
Eine parlamentarische Ver-
sammlung, in der sich gebilde-
te (Twain machte sich über die
akademische Titelsucht in der
Habsburgermonarchie lustig)
Herren trafen, benahm sich so
außerordentlich rüpelhaft und
erzwang letztlich das Eingrei-
fen der Ordnungshüter, um är-
geres Blutvergießen zu verhin-
dern. Und er versuchte eine
Erklärung: „Das Abgeordne-
tenhaus hat 425 Mitglieder, die
aus 19 oder 20 bereits erwähn-
ten Kronländern stammen.
Diese Männer repräsentieren
Völker, die elf verschiedene
Sprachen sprechen. Das be-
deutet elf unterschiedliche
Spielarten von Eifersüchtelei-
en, Feindseligkeiten und wi-
derstreitenden Interessen …
Die Volksvertretung ist in viele
verschiedene Parteien zer-
splittert: die Klerikalen, die
Fortschrittlichen, die Deutsch-
Nationalen, die Sozialdemo-
kraten, die Christlichsozialen
und noch einige mehr.“

Mark Twain hielt das in der
damals modernen Welt für ei-
nen Anachronismus. Er war
damit nicht allein. Schon im
Revolutionsjahr 1848 hatte
Friedrich Engels voller Hohn
zur Donaumonarchie folgende
Beschreibung gefunden: „Die
buntscheckige zusammenge-
erbte und zusammengestohle-
ne österreichische Monarchie,
dieser organisierte Wirrwarr
von zehn Sprachen und Natio-

germonarchie hatte aber keine
wirklich dominante Sprache.
Weniger als 25 Prozent der Be-
völkerung nannten um 1900
Deutsch als die von ihnen ge-
brauchte Umgangssprache.
Dass Sprache ein zentraler Fak-
tor bei der Festlegung einer Na-
tionszugehörigkeit ist, das ist
unbestritten.

Aber Sprache ist voluntaris-
tisch, man ändert seine Um-
gangssprache manchmal und
passt sich, wegen leichterer
Kommunikation oder aber we-
gen ökonomischer Erwartun-
gen einer dominanten Sprache
an. Diese Veränderbarkeit
machte Sprache vor gut 130 Jah-

ren zum Kampffeld. Dies beson-
ders deshalb, weil Sprachen
(und damit Nationalitäten) in
der Habsburgermonarchie
stark hierarchisiert waren. Der
unglückselige Begriff der „ge-
schichtslosen Nationen“, den
Friedrich Engels geprägt hatte,
machte manche Sprache und
deren Sprecher nur zu leicht
zur inferioren Minorität.

Ausgrenzung und soziale De-
klassierung waren die Bedro-
hungen, die die Minoritäten zur
Übernahme der dominanten
Sprache bewegen sollten. Nur
kannte die Habsburgermonar-
chie eine solche dominante

Sprache nicht. Es waren die Bil-
dungsbürger, die in diesem
Sprachenstreit das große Wort
führten. Daher war es wichtig,
welche Sprache an den Univer-
sitäten des Landes gesprochen
wurde, was also die jeweilige
Unterrichtssprache war. Die
Monarchie kannte nur drei Uni-
versitäten mit ausschließlich
deutscher Unterrichtssprache,
nämlich Prag, Wien und Graz.

In Innsbruck gab es auch ita-
lienische Vorlesungen, in Czer-
nowitz wurde neben Deutsch
auch in Rumänisch und Ruthe-
nisch unterrichtet. Ungarisch
war die Unterrichtssprache in
Budapest und in Klausenburg,

Polnisch in Krakau und Lem-
berg. Kroatisch war die Sprache
an der Universität in Agram. Die
Herausbildung einer eigenen
bildungsbürgerlichen Schicht
war also nur in den genannten
Sprachen möglich, und in ihnen
wurde auch der Sprachnationa-
lismus in einer Form entwickelt,
dass er die kleinen Minoritäten
schlucken und untereinander
einen erbitterten Kampf um
Einfluss und Anerkennung füh-
ren lassen konnte.

Die nationale Gemengelage
in der Habsburgermonarchie
war aber Schwäche und Stärke
zugleich. Schwäche, weil sich
die jeweiligen nationalen Eliten
politisch wechselseitig blo-
ckierten; Stärke, weil gerade aus
dieser Vielfalt die kulturellen
und wissenschaftlichen
Höchstleistungen entstanden,
die zu den Nobelpreisen, zu
„Wien um 1900“, und zum Ent-
stehen der bahnbrechenden
Analysen zur nationalen Frage,
die das ganze 20. Jahrhundert
die Fachdiskussion dominier-
ten, führten. Eine dramatische
Verschärfung hatte die nationa-
le Frage aber vor allem durch
die Übernahme biologistischer
und sozialdarwinistischer
pseudowissenschaftlicher Ar-
gumente erfahren. Dadurch
rückte der Antisemitismus in
die nationale Diskussion ein.

Das Toleranzpatent von Jo-
seph II. ermöglichte die Zuwan-
derung von Juden aus Böhmen,
Mähren, Galizien oder der Bu-
kowina nach Wien. Und nach
dem Staatsgrundgesetz konn-
ten sie als Ärzte, Anwälte oder
im Bankwesen arbeiten und
sich im Pressewesen, den Küns-
ten und der Literatur entfalten.
Auf deren Leistungen baute der
Ruf Wiens als kultureller Me-
tropole ganz wesentlich auf. Als
Reaktion, von Neid gesteuert,
entwickelte sich ein ökonomi-
scher Antisemitismus, der auf
alten religiösen Vorurteilen
aufsetzte. Die Verbindung mit
der rassischen Argumentation
schuf schließlich den Nährbo-
den, der den Antisemitismus
„völkisch“ werden ließ.

In Kooperation zwischen
Parlamentsdirektion und
Residenz-Verlag sind im
vergange-
nen Oktober
die gesam-
melten Re-
portagen
aus dem
Reichstag
von Mark
Twain erschienen.
Mark Twain: Reportagen
aus dem Reichsrat.
Residenz-Verlag, 25 Euro.

Buchtipp

Mark Twain war oft
Zuhörer im Sitzungs-
saal des Reichsrates
PICTUREDESK (2)



Großes Bild: Brand der Zeremonienhalle am
jüdischen Friedhof in Graz 1938. Oben:
Jüdische Bürger müssen die Straße „säubern“.
Unten: beschmierte jüdische Geschäfte

„Der Jud muss weg,

sein Gerstl bleibt da!“
In nur wenigen Monaten zerstörten die

Nationalsozialisten mit ungeheurer

Brutalität und Skrupellosigkeit die bis

dahin blühende jüdische Gemeinde

in Graz und der Steiermark.
Von Gerald Lamprecht

A
ls ich am Samstag ge-
gen halb zehn Uhr
vormittags in den
Tempel ging, erkann-

te ich die Stadt nicht mehr. Von
jedem Hause flatterten die Ha-
kenkreuzfahnen, ja jedes Fens-
ter war bespickt mit Haken-
kreuzfähnchen und ich fragte
mich und frage mich noch heu-
te, wie konnte man in so kurzer
Zeit so viele Fahnen anferti-
gen? Es ist nur so zu erklären,
dass bereits seit Langem das al-
les vorbereitet gewesen ist. Es
ist darum töricht zu sagen, Ös-
terreich sei überrumpelt wor-
den. In Wirklichkeit war der
größte Teil nicht um ein Jota
besser, als die Reichsdeut-
schen. Was aber das Interes-
santeste an der ganzen Sache
ist, dass die meisten Hitler da-
rum so begeistert aufnahmen,
weil er antisemitisch gewesen
ist und weil man dachte, es ist
wieder eine ,Gaudi‘, den Juden

etwas auszuwischen. Im Got-
teshause war eine furchtbar
gedrückte Stimmung. Im gro-
ßen Tempel waren in der
Nacht die meisten der wunder-
vollen, von bedeutenden
Künstlern geschaffenen Fens-
ter, wahre Perlen der Künste,
mit mehreren kiloschweren
Steinen eingeworfen worden.
Es war gefährlich geworden,
dort zu beten. Denn jeder Ha-
lunke, der vorbeikam, holte
sich von einem Steinhaufen,
den man, wie ich jetzt weiß,
schon einige Tage vorher vor
den Tempel schaffte, nicht um
die Straße auszubessern, son-
dern um die Tempelfenster
einzuschlagen und das Beten
dort unmöglich zu machen, ei-
nen Stein.“

Der Grazer Rabbiner David
Herzog schrieb seine Erfah-
rungen des „Anschluss“ im
englischen Exil, wohin er 1939

nach Monaten der Demüti-
gung und Qualen fliehen konn-
te, nieder. Er schuf damit das
wohl eindrücklichste Doku-
ment über die Zerstörung der
Grazer jüdischen Gemeinde
durch lokale Nationalsozialis-
tinnen und Nationalsozialis-
ten. Diese zerstörten in nur
wenigen Monaten zwischen
März 1938 und Sommer 1939
mit Brutalität, Skrupel- und
ungeheurer Rücksichtslosig-
keit die bis dahin blühende jü-
dische Gemeinde. Angetrie-
ben von einem tief in den Köp-
fen und Herzen verwurzelten
Antisemitismus, von Habgier
und Niedertracht wurden die
jüdischen Steirerinnen und
Steirer vollständig beraubt und
aus ihrer Heimat vertrieben.

Die Nationalsozialisten setz-
ten damit in kurzer Zeit einen
Schlusspunkt unter die moder-
ne jüdische Geschichte der
Steiermark. Ihre Anfänge hatte

diese im Josephinischen Zeital-
ter, als sich nach beinahe 300
Jahren, seit der Ausweisung
durch Kaiser Maximilian I. im
Jahr 1496, Jüdinnen und Juden
ab 1783 zunächst temporär für
die Zeit der Jahrmärkte und ab
der Mitte des 19. Jahrhunderts
wieder längerfristig in Graz nie-
derlassen konnten. 1863 wurde
eine erste jüdische Gemeinde
und 1869 die Israelitische Kul-
tusgemeinde gegründet.

Im Laufe des späten 19. und frü-
hen 20. Jahrhunderts entwickel-
te sich ein vielfältiges jüdisches
Leben mit Graz als Zentrum. In
Graz wurde 1892 eine repräsen-
tative Synagoge mit angrenzen-
dem Amts- und Schulgebäude
errichtet und in Leoben und Ju-
denburg gab es ebenfalls eigene
Beträume. Innerhalb der Verei-
ne wie auch der Einrichtungen
der jüdischen Gemeinde voll-
zog sich das religiöse und kultu-

relle Leben der Jüdinnen und
Juden, die sich trotz eines im-
mer vorhandenen Antisemitis-
mus stets als Steirerinnen und
Steirer verstanden. Bei der letz-
ten Volkszählung vor dem „An-
schluss“ gaben in der Steier-
mark 2195 Personen (1720 in
Graz) an, jüdisch zu sein.

Auf Basis von vorbereiteten
Listen erfolgten nach dem „An-
schluss“ Verhaftungen, davon
betroffen waren auch Vertreter
der Kultusgemeinde, der jüdi-
schen Vereine sowie bekannte
Persönlichkeiten, wie Nobel-
preisträger Otto Loewi, der
Rechtsanwalt Ludwig Biró oder
Landesrabbiner David Herzog.
Mit diesen gewaltsamen Über-
griffen, die von einer breiten
Berichterstattung in den Zei-
tungen begleitet worden waren,
wurde allen Menschen in der
Steiermark klargemacht, dass
es für Jüdinnen und Juden in der
Steiermark keine Zukunft ge-

ben kann. Auf den Punkt brach-
te das der Geschäftsführer des
Landesfremdenverkehrsver-
bandes, Historiker und Autor,
Robert Baravalle, in einem Leit-
artikel in der „Tagespost“ im
Juli 1938 mit dem Titel: „Juden
hinaus“. Darin schrieb er:

„Die Langmut des deutschen
Volkes gegen diese Rasse ist
nicht unerschöpflich. Sie könn-
te sich einmal, wenn die jüdi-
sche gemeine Hetze so weiter-
geht, entladen. Wir hören mit
Vergnügen, daß die Juden Wien
in Scharen verlassen, und wir
werden uns freuen, dies auch
vom ganzen Reich zu hören.
Aber Ruhe wird es auf der Welt
nicht früher geben, ehe der Ruf
‚Juden hinaus!‘ nicht in jedem
Land der Erde erschallt.“

Das zentrale Ziel der Natio-
nalsozialisten war die vollstän-
dige Vertreibung der Jüdinnen
und Juden, alles „Jüdischen“ aus

dem öffentlichen Leben, aus der
Gesellschaft. Erste Schritte wa-
ren eine Vielzahl von Verboten,
die zum einen alltägliche, kultu-
relle und religiöse Belange
(Schächtverbot, Ausschluss aus
Kulturveranstaltungen, Bäder-
verbot, Schulverbot, Aus-
schluss aus der Universität)
und zum anderen die wirt-
schaftliche Lebensgrundlage
(Berufsverbote, Wohnungsent-
zug, „Arisierungen“) betrafen.
Parallel dazu setzte sogleich die
Beraubung ein, an der sich nicht
nur die „Ariseure“, sondern vie-
le weitere direkte und indirekte
Nutznießer beteiligten: kom-
missarische Verwalter, Gutach-
ter, Abwickler, Rechtsanwälte,
geschäftliche Konkurrenten,
Partei und Staat, um nur einige
zu nennen.

Die „Arisierung“ selbst be-
gann unmittelbar mit dem „An-
schluss“, als von Parteiforma-
tionen oder selbst ernannten
kommissarischen Verwaltern
neben Automobilen, Geschäfte
sowie sonstiges Eigentum von
Jüdinnen und Juden beschlag-
nahmt wurde. Bei diesen „wil-
den Arisierungen“, die als Akt
der nationalsozialistischen
Selbstermächtigung bezeichnet
werden können, übernahm in
Graz SA-Truppenführer Ri-
chard Ranner als Beauftragter
der kommissarischen Verwalter
in Absprache mit der Kauf-
mannschaft Graz und dem Gau-
wirtschaftsamt die Aufgabe, in
den Betrieben kommissarische
Verwalter einzusetzen. Dies ge-
schah in der Regel derart, dass
Ranner in Begleitung des jewei-
ligen Kommissars und weiterer
Personen das Geschäft aufsuch-
te, die Inhaber, häufig unter Ge-
waltandrohung, dazu zwang,
die Schlüssel und alle weiteren
Wertgegenstände sowie Kassen
zu übergeben und sie anschlie-
ßend des Geschäftes verwies.

Als der weitgehend unkoordi-
nierte Raubzug der ersten Wo-
chen den Nationalsozialisten zu
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Großes Bild: Brand der Zeremonienhalle am
jüdischen Friedhof in Graz 1938. Oben:
Jüdische Bürger müssen die Straße „säubern“.
Unten: beschmierte jüdische Geschäfte

„Der Jud muss weg,

sein Gerstl bleibt da!“
In nur wenigen Monaten zerstörten die

Nationalsozialisten mit ungeheurer

Brutalität und Skrupellosigkeit die bis

dahin blühende jüdische Gemeinde

in Graz und der Steiermark.
Von Gerald Lamprecht

A
ls ich am Samstag ge-
gen halb zehn Uhr
vormittags in den
Tempel ging, erkann-

te ich die Stadt nicht mehr. Von
jedem Hause flatterten die Ha-
kenkreuzfahnen, ja jedes Fens-
ter war bespickt mit Haken-
kreuzfähnchen und ich fragte
mich und frage mich noch heu-
te, wie konnte man in so kurzer
Zeit so viele Fahnen anferti-
gen? Es ist nur so zu erklären,
dass bereits seit Langem das al-
les vorbereitet gewesen ist. Es
ist darum töricht zu sagen, Ös-
terreich sei überrumpelt wor-
den. In Wirklichkeit war der
größte Teil nicht um ein Jota
besser, als die Reichsdeut-
schen. Was aber das Interes-
santeste an der ganzen Sache
ist, dass die meisten Hitler da-
rum so begeistert aufnahmen,
weil er antisemitisch gewesen
ist und weil man dachte, es ist
wieder eine ,Gaudi‘, den Juden

etwas auszuwischen. Im Got-
teshause war eine furchtbar
gedrückte Stimmung. Im gro-
ßen Tempel waren in der
Nacht die meisten der wunder-
vollen, von bedeutenden
Künstlern geschaffenen Fens-
ter, wahre Perlen der Künste,
mit mehreren kiloschweren
Steinen eingeworfen worden.
Es war gefährlich geworden,
dort zu beten. Denn jeder Ha-
lunke, der vorbeikam, holte
sich von einem Steinhaufen,
den man, wie ich jetzt weiß,
schon einige Tage vorher vor
den Tempel schaffte, nicht um
die Straße auszubessern, son-
dern um die Tempelfenster
einzuschlagen und das Beten
dort unmöglich zu machen, ei-
nen Stein.“

Der Grazer Rabbiner David
Herzog schrieb seine Erfah-
rungen des „Anschluss“ im
englischen Exil, wohin er 1939

nach Monaten der Demüti-
gung und Qualen fliehen konn-
te, nieder. Er schuf damit das
wohl eindrücklichste Doku-
ment über die Zerstörung der
Grazer jüdischen Gemeinde
durch lokale Nationalsozialis-
tinnen und Nationalsozialis-
ten. Diese zerstörten in nur
wenigen Monaten zwischen
März 1938 und Sommer 1939
mit Brutalität, Skrupel- und
ungeheurer Rücksichtslosig-
keit die bis dahin blühende jü-
dische Gemeinde. Angetrie-
ben von einem tief in den Köp-
fen und Herzen verwurzelten
Antisemitismus, von Habgier
und Niedertracht wurden die
jüdischen Steirerinnen und
Steirer vollständig beraubt und
aus ihrer Heimat vertrieben.

Die Nationalsozialisten setz-
ten damit in kurzer Zeit einen
Schlusspunkt unter die moder-
ne jüdische Geschichte der
Steiermark. Ihre Anfänge hatte

diese im Josephinischen Zeital-
ter, als sich nach beinahe 300
Jahren, seit der Ausweisung
durch Kaiser Maximilian I. im
Jahr 1496, Jüdinnen und Juden
ab 1783 zunächst temporär für
die Zeit der Jahrmärkte und ab
der Mitte des 19. Jahrhunderts
wieder längerfristig in Graz nie-
derlassen konnten. 1863 wurde
eine erste jüdische Gemeinde
und 1869 die Israelitische Kul-
tusgemeinde gegründet.

Im Laufe des späten 19. und frü-
hen 20. Jahrhunderts entwickel-
te sich ein vielfältiges jüdisches
Leben mit Graz als Zentrum. In
Graz wurde 1892 eine repräsen-
tative Synagoge mit angrenzen-
dem Amts- und Schulgebäude
errichtet und in Leoben und Ju-
denburg gab es ebenfalls eigene
Beträume. Innerhalb der Verei-
ne wie auch der Einrichtungen
der jüdischen Gemeinde voll-
zog sich das religiöse und kultu-

relle Leben der Jüdinnen und
Juden, die sich trotz eines im-
mer vorhandenen Antisemitis-
mus stets als Steirerinnen und
Steirer verstanden. Bei der letz-
ten Volkszählung vor dem „An-
schluss“ gaben in der Steier-
mark 2195 Personen (1720 in
Graz) an, jüdisch zu sein.

Auf Basis von vorbereiteten
Listen erfolgten nach dem „An-
schluss“ Verhaftungen, davon
betroffen waren auch Vertreter
der Kultusgemeinde, der jüdi-
schen Vereine sowie bekannte
Persönlichkeiten, wie Nobel-
preisträger Otto Loewi, der
Rechtsanwalt Ludwig Biró oder
Landesrabbiner David Herzog.
Mit diesen gewaltsamen Über-
griffen, die von einer breiten
Berichterstattung in den Zei-
tungen begleitet worden waren,
wurde allen Menschen in der
Steiermark klargemacht, dass
es für Jüdinnen und Juden in der
Steiermark keine Zukunft ge-

ben kann. Auf den Punkt brach-
te das der Geschäftsführer des
Landesfremdenverkehrsver-
bandes, Historiker und Autor,
Robert Baravalle, in einem Leit-
artikel in der „Tagespost“ im
Juli 1938 mit dem Titel: „Juden
hinaus“. Darin schrieb er:

„Die Langmut des deutschen
Volkes gegen diese Rasse ist
nicht unerschöpflich. Sie könn-
te sich einmal, wenn die jüdi-
sche gemeine Hetze so weiter-
geht, entladen. Wir hören mit
Vergnügen, daß die Juden Wien
in Scharen verlassen, und wir
werden uns freuen, dies auch
vom ganzen Reich zu hören.
Aber Ruhe wird es auf der Welt
nicht früher geben, ehe der Ruf
‚Juden hinaus!‘ nicht in jedem
Land der Erde erschallt.“

Das zentrale Ziel der Natio-
nalsozialisten war die vollstän-
dige Vertreibung der Jüdinnen
und Juden, alles „Jüdischen“ aus

dem öffentlichen Leben, aus der
Gesellschaft. Erste Schritte wa-
ren eine Vielzahl von Verboten,
die zum einen alltägliche, kultu-
relle und religiöse Belange
(Schächtverbot, Ausschluss aus
Kulturveranstaltungen, Bäder-
verbot, Schulverbot, Aus-
schluss aus der Universität)
und zum anderen die wirt-
schaftliche Lebensgrundlage
(Berufsverbote, Wohnungsent-
zug, „Arisierungen“) betrafen.
Parallel dazu setzte sogleich die
Beraubung ein, an der sich nicht
nur die „Ariseure“, sondern vie-
le weitere direkte und indirekte
Nutznießer beteiligten: kom-
missarische Verwalter, Gutach-
ter, Abwickler, Rechtsanwälte,
geschäftliche Konkurrenten,
Partei und Staat, um nur einige
zu nennen.

Die „Arisierung“ selbst be-
gann unmittelbar mit dem „An-
schluss“, als von Parteiforma-
tionen oder selbst ernannten
kommissarischen Verwaltern
neben Automobilen, Geschäfte
sowie sonstiges Eigentum von
Jüdinnen und Juden beschlag-
nahmt wurde. Bei diesen „wil-
den Arisierungen“, die als Akt
der nationalsozialistischen
Selbstermächtigung bezeichnet
werden können, übernahm in
Graz SA-Truppenführer Ri-
chard Ranner als Beauftragter
der kommissarischen Verwalter
in Absprache mit der Kauf-
mannschaft Graz und dem Gau-
wirtschaftsamt die Aufgabe, in
den Betrieben kommissarische
Verwalter einzusetzen. Dies ge-
schah in der Regel derart, dass
Ranner in Begleitung des jewei-
ligen Kommissars und weiterer
Personen das Geschäft aufsuch-
te, die Inhaber, häufig unter Ge-
waltandrohung, dazu zwang,
die Schlüssel und alle weiteren
Wertgegenstände sowie Kassen
zu übergeben und sie anschlie-
ßend des Geschäftes verwies.

Als der weitgehend unkoordi-
nierte Raubzug der ersten Wo-
chen den Nationalsozialisten zu
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Die heutige Synagoge
am Grazer Grieskai
JÜRGEN FUCHS

entgleiten drohte und diese
über die öffentliche Sicherheit
ebenso wie das Wirtschaftsge-
füge besorgt waren, wurden
die Übergriffe zunächst per
Strafandrohung unterbunden,
und in einem weiteren Schritt
versuchte man den Raub durch
Verordnungen in geregelte
Bahnen zu lenken.

Eine Angabe des geraubten
Eigentums ist aufgrund der ge-
zielten Entwertung und des
teils undokumentierten Raubs
mit Schwierigkeiten verbun-
den. Aus einer Aufstellung des
Leiters der Vermögensver-
kehrsstelle Graz aus dem Jahr
1941 kann man jedoch eine zah-
lenmäßige Größenordnung
des Raubes in der Steiermark
ablesen. Demnach waren im
Bereich Handel und Gewerbe
513 Betriebe von der „Arisie-
rung“ betroffen, wovon rund
80 Prozent liquidiert, sprich
die Lagerbestände verwertet
wurden. Weiters „arisierte“
man 52 Industriebetriebe, ein
Geldinstitut sowie 536 Liegen-
schaften.

Ein weiterer Verfolgungsschritt
zielte auf die Zerstörung der
Infrastruktur der jüdischen
Gemeinde. Während die jüdi-
schen Vereine mehrheitlich
mit März 1938 ihre Tätigkeit
einstellen mussten und in wei-
terer Folge aufgelöst wurden
(allein in Graz waren davon 19
Vereine betroffen), konnte die
Israelitische Kultusgemeinde
(IKG) mit einer kurzen Unter-
brechung über den März hi-
naus bestehen. Ihr wurden je-
doch spätestens ab April sei-
tens der Nationalsozialisten
neue Aufgaben zugewiesen;

sie sollte eine tragende Rolle
im Vertreibungsprozess spie-
len. Die Kultusgemeinde mit
ihrer ab November 1938 am
Entenplatz 9 untergebrachten
„Auswanderungs-, Beratungs-
und Fürsorgestelle“ sollte sich
fortan einerseits um die mit-
tellos gewordenen Mitglieder
kümmern und anderseits der
Gestapo und dem Sicherheits-
dienst (SD) bei der Umset-
zung der Beraubungs- und
Vertreibungsmaßnahmen zur
Hand gehen. So wurde Elias
Grünschlag, der nach der Emi-
gration von Präsident Robert

Sonnenwald im September
1938 zum neuen Präsidenten
der IKG gewählt wurde, be-
reits im Juni 1938 zur Gaulei-
tung zitiert und mit der Orga-
nisation der Auswanderung
der Grazer Jüdinnen und Ju-
den beauftragt.

Dabei wurde von der Gemein-
deleitung – neben einer unein-
geschränkten Zusammenar-
beit mit der Gestapo, dem SD
und der seit August 1938 beste-
henden Zentralstelle für jüdi-
sche Auswanderung in Wien –
eine administrative wie auch

finanzielle Hilfestellung erwar-
tet. Dies betraf die Beschaffung
von Dokumenten, die Beglei-
chung von „Steuerrückstän-
den“, das Zusammenstellen von
Listen, die Organisation von le-
galen oder auch illegalen „Aus-
wanderungsaktionen“, wie bei-
spielsweise der „Aktion Juden-
auswanderung aus der Steier-
mark“ oder der Beteiligung am
Lisl-Transport, einem „illega-
len“ Flüchtlingstransport von
Wien über die Donau nach Pa-
lästina im Frühjahr 1939.

Um dem Motto des „Völki-
schen Beobachters“ vom 14.

April 1938 „Der Jud muss weg –
sein Gerstl bleibt da“ nachzu-
kommen, wurde vermehrt
Druck seitens der Gestapo aus-
geübt. Kriminalisierung und ge-
sellschaftliche Isolation sollten
die „Ausreisebereitschaft“ er-
höhen.

Als dies den Nationalsozialisten
zu schleppend voranging, wur-
de mit den Ereignissen des No-
vemberpogroms eine Radikali-
sierung herbeigeführt. Dem Po-
grom fielen in Graz die Synago-
ge und die Zeremonienhalle am
jüdischen Friedhof wie auch

einzelne Geschäfte zum Opfer.
Weiters wurden Persönlichkei-
ten wie David Herzog oder der
Möbelhändler Oskar Pichler
schwer misshandelt und zudem
fast alle Männer (an die 300)
verhaftet – in der gesamten Stei-
ermark waren es an die 350 –
und zum Großteil am darauffol-
genden Tag nach Dachau ge-
bracht. Von dort konnten sie auf
Intervention der Leitung der
Kultusgemeinde nur noch frei-
kommen, wenn sie zu einer ra-
schen Ausreise aus dem Deut-
schen Reich bereit waren, was
jedoch mit erheblichen Schwie-

rigkeiten verbunden war. Denn
an eine „legale“ Ausreise war
meist der Abschluss der „Ari-
sierung“ sowie die Begleichung
aller diskriminierenden Son-
dersteuern gebunden, womit
erneut der Konnex von Vertrei-
bung und Beraubung unterstri-
chen wird.

Abseits dieser Schwierigkeiten
wurde es gegen Ende des Jahres
1938 für die Menschen aber
auch aufgrund der geopoliti-
schen Lage immer schwieriger,
neben den notwendigen Aus-
auch entsprechende Ein- bzw.
Durchreisepapiere zu erhalten.
All das führte dazu, dass neben
der „legalen“ Ausreise zuneh-
mend versucht wurde, „illegal“
außer Landes zu kommen. Eine
bedeutende Rolle spielten da-
bei zionistische Organisatio-
nen, die von Wien aus illegale
Palästina-Transporte organi-
sierten. Aber auch professionel-
le Schlepper waren an der
Flucht beteiligt, wobei ihre Mo-
tive in den seltensten Fällen
philanthropischer Natur waren.

Wohin die steirischen Jüdin-
nen und Juden fliehen konnten,
ist bislang nur ansatzweise er-
forscht worden. Aus einzelnen
Unterlagen geht hervor, dass
eine große Zahl nach Palästina,
England und in die USA emi-
grieren konnte. Zu den Zu-
fluchtsländern zählten auch
Staaten Lateinamerikas ebenso
wie die Hafenstadt Schanghai
und mehrere europäische Län-
der. Letztgenannte sollten je-
doch für viele mit dem Beginn
des Zweiten Weltkriegs und
dem Vernichtungs- und Erobe-
rungskrieg der Wehrmacht zur
Falle werden.

Fortsetzung von Seite 27

„Der Jud muss

weg, sein Gerstl

bleibt da!“

Links: „Stolpersteine“
für 27 ehemalige
jüdische Schüler
des Grazer Oeversee-
gymnasiums. Die
alte Grazer Synagoge
(Mitte) und der
jüdische Friedhof
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Der Mann

am Rande
des Bildes

Der Bauernsohn Michael Skubl,

der als Polizeichef von Wien zum

„verhasstesten Mann bei den

Nazis“ wurde, trat in die Regierung

des Nationalsozialisten

Seyß-Inquart ein – für einen Tag.

Von Christian Zechner

versicherte Skubl, dass er nicht
geneigt sei, sich seine „Männer
wegnehmen zu lassen“. Trotz-
dem akzeptierte er den Rück-
tritt und rettete ihn damit, wie
Sebastian Rivo in „Dr. Michael
Skubl – Ein polizeihistorischer
Streifzug zwischen Monarchie,
Ständestaat und Nationalsozia-
lismus“ schildert, vermutlich
vor einem Hochverratsprozess
nach dem Krieg, da er nicht am
Ministerrat am 13. März teil-
nahm.

Skubls Wunsch zurückzutre-
ten hatte eine Vorgeschichte:
In der Nacht vom 11. auf 12.
März holte er den Reichsfüh-
rer SS Heinrich Himmler, der
von Berlin anreiste, vom Flug-
platz ab. In dessen Gefolge war
auch ein im Juli 1934 aus Öster-
reich geflohener Nazi, der nun,

nach dem Krieg im Prozess ge-
gen Seyß-Inquart. Er stehe „an
der Spitze der Abwehrfront für
die nationalsozialistische Ag-
gression und infolgedessen
auch in persönlicher Gegner-
schaft zu Hitler. Hätte ich also
die Kanzlerschaft übernommen,
so wäre Hitler ein willkomme-
ner Anlass geboten worden, sei-
ne Truppen einmarschieren zu
lassen.“

Trotz dieser Einschätzung war
Skubl bereit, auch unter Seyß-
Inquart Staatssekretär zu wer-
den. Einen möglichen Grund
dafür nennt Johannes Sachs-
lehner in der Schilderung des
Anschlusses in „Zwei Millio-
nen ham’ ma erledigt“, seiner
Biografie des Kriegsverbre-
chers Odilo Globocnik: „Seyß-
Inquart hat noch immer die Il-
lusion, dass ein Einmarsch der
Deutschen verhindert werden
könne, und will mit Berlin ver-
handeln.“

Seyß-Inquart schätzte Skubls
„fachmännische Persönlich-
keit“ und setzte ihn – gegen den
Widerstand der Nazis – auf die
Liste der Regierungsmitglieder,
die Miklas am 11. März spät am
Abend unterzeichnete. Am
Morgen des 13. März bat Skubl
bereits um seinen Rücktritt und
das Ausscheiden aus dem Poli-
zeidienst. Seyß-Inquart ver-
suchte, es ihm auszureden, er

A
m linken Rand, den
Blick von der Kamera
und künftigen Betrach-
tern abgewandt. Am 12.

März 1938 stellte sich die neue
Regierung von Bundeskanzler
Arthur Seyß-Inquart dem Foto-
grafen. Mit dabei waren vier
Mitglieder des Kabinetts von
Kurt Schuschnigg, der einen Tag
zuvor von den Nationalsozialis-
ten zum Rücktritt gezwungen
worden war. Seyß-Inquart, Ed-
mund Glaise-Horstenau, Rudolf
Neumayer – alle drei waren nach
dem Krieg in Haft, Seyß-Inquart
wurde hingerichtet, Glaise-
Horstenau verübte im Lager Sui-
zid, Neumayer wurde zu lebens-
langer Haft verurteilt – und Mi-
chael Skubl, der Mann am Rande
des Bildes.

Dem Fototermin vorangegan-
gen waren dicht gedrängte Stun-
den, in denen Bundeskanzler
Schuschnigg dem Druck der Na-
zis wich und dem Bundespräsi-
denten Wilhelm Miklas seinen
Rücktritt erklärte. Miklas ver-
weigerte sich anfänglich dem
Wunsch der Nazis nach einem
Bundeskanzler Seyß-Inquart
und fragte unter anderen Skubl,
Leiter der Bundespolizeidirekti-
on Wien und Staatssekretär für
Sicherheit, ob er die Kanzler-
schaft übernehme. Er lehnte ab.
Seine Bestellung würde „in den
Augen Hitlers eine Kriegserklä-
rung bedeuten“, sagte Skubl

so Skubl später, „unter dem
Schutz Himmlers zurückkam.
Das war für mich eine derartige
Unmöglichkeit, dass der Ent-
schluss in mir feststand, hier
nicht mitzutun.“ Einen weite-
ren Grund nannte Seyß-Inquart
in seinem Prozess in Nürnberg:
„Ich nehme an, dass Himmler
ihm den voraussichtlichen Ab-
lauf der Dinge angedeutet habe
(...) sowie die Folgen, die er als
der verhassteste Mann bei den
Nazis zu erwarten habe.“

Die Folgen blieben, da sich Seyß-
Inquart gegenüber Himmler für
Skubl einsetzte, geringer als be-
fürchtet: Er wurde aber noch
am 13. März unter Hausarrest
gestellt und am 24. Mai nach
Kassel deportiert und in einem
Hotel interniert. Nach Öster-

reich kehrte er erst 1946 zurück.
Er lebte bis zu seinem Tod 1964
in Wien.

Wie wurde aus Michael
Skubl, dem 1877
in Bleiburg gebo-
renen Bauern-
sohn, ein Mann,
der als Polizist
beim Justizpa-
lastbrand, dem
Juli-Putsch und
der Ermordung
von Kanzler En-
gelbert Dollfuß
in vorderster Li-
nie im Einsatz
stand, der die Ermittlungen
nach Dollfuß’ Tod mitverant-
wortete und vom 20. März 1937
bis zum 13. März 1938 Regie-
rungsmitglied war? Nach dem
frühen Tod des Vaters sollte

Skubl Priester werden, begann
jedoch nach seinem Armee-
dienst ein Studium der Rechts-
wissenschaft, das ihn nach

Wien führte. Er
pflegte, schreibt
Rivo, „eifrige so-
ziale Kontakte zu
seinen Kommili-
tonen und wurde
von deutschna-
tionalen Ideen
beeinflusst“. 1905
promovierte er
zum Juristen und
startete seine
Karriere bei der

Polizei.
Unter Dollfuß und Schusch-

nigg ging er gleichermaßen hart
gegen illegale Sozialdemokra-
ten und Nazis vor. In seiner Per-
sonalakte des Gaupersonal-

Amtes von 1942 wird er dann
auch als „Scherge des österrei-
chischen Systems“ bezeichnet.
Er sei „der Mann, der alle Auf-
träge der Systemregierung rest-
los“ durchgeführt habe.

Gustav Steinbauer, Anwalt
Seyß-Inquarts in Nürnberg, be-
schrieb Skubl als „Prototyp des
altösterreichischen Staatsbe-
amten“, als „pflichteifrig und
klug“. Seine Burschenschaft,
die noch heute aktive „Akade-
mische Landsmannschaft Kärn-
ten“, definiert sich so: „Wir sind
ein heimatverbundener, volks-
treuer Lebensbund, der die Ei-
genstaatlichkeit Österreichs an-
erkennt.“

Für Skubl hieß das: bis zum
letzten Moment dieser Eigen-
staatlichkeit.

Michael Skubl
am 12. März
1938. Einen
Tag später
trat er als
Staatssekretär
für Sicherheit
zurück

Oben: Skubl
(links außen)
am 12. März
1938, der
treue Diener
Schuschniggs
in der Regie-
rung des Nazis
Seyß-Inquart.

Links: Skubls
Grab am Wie-
ner Zentral-
friedhof, der
Grabstein ist
umgestürzt.
Hier liegt auch
Skubls Frau
Ida begraben
BRUDER, APA PICTUREDESK

„
Der Prototyp eines

altösterreichischen

Staatsbeamten.

Pflichteifrig und klug

hielt er die staatliche

Ordnung bis zum

Ende aufrecht.

Gustav Steinbauer
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Foto aus dem
Jahr 1934:
nach den
Skimeister-
schaften
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Des Reiches

Südmark
In Kärnten und der Steiermark ging

die NS-Machtübernahme besonders

rasch über die Bühne, hatte aber

dramatische Auswirkungen.
Von Stefan Karner

niggs-Abschiedsrede im Ra-
dio, hatte die SS in Klagenfurt
praktisch die Polizei übernom-
men.

Einen organisierten Wider-
stand gab es nicht. Bekannte
NS-Gegner, vor allem Reprä-
sentanten des Ständestaates,
wurden sofort verhaftet und
die ersten Transporte nach
Dachau zusammengestellt.
Dies alles geschah weitgehend
unbemerkt. Denn die Propa-
ganda für die Volksabstim-
mung am 10. April 1938 sollte
nicht gestört werden. Nicht
wenige NS-Gegner, wie selbst
Nobelpreisträger Otto Loewi
oder einige Slowenen-Vertre-

hohe Arbeitslosigkeit, die Ver-
armung besonders am Land,
das Fehlen von Zukunftsper-
spektiven für die Jugend und
der technologische Rückstand.
Die nationale und die soziale
Frage waren auch in der „Süd-
mark“ die zwei wesentlichen
Gründe für die anfängliche
„Anschluss“-Begeisterung.

Die NSDAP rekrutierte ihre
Mitglieder vor 1938 vor allem
aus dem mittelständischen
und großbäuerlichen Bereich.
In der Steiermark war die
NSDAP organisatorisch
schwächer als in Kärnten. In
Graz kam sie auf kaum drei
Prozent der Stimmen, wäh-
rend sie in Klagenfurt rund 30
Prozent hatte. Ihre Hotspots
waren bei den Wahlen 1932/33
lediglich Murau, Gröbming
und Liezen.

Die NS-Machtübernahme am
11./12. März 1938 war in Kärn-
ten und der Steiermark sehr
rasch vor sich gegangen. Kärn-
ten meldete am 11. März als ers-
tes Bundesland die NS-Macht-
übernahme an den Landesbe-
amten Wladimir Pawlowski als
kommissarischem Landes-
hauptmann. In Villach wehte
schon am späteren Nachmittag
eine NS-Fahne vom Polizei-
kommissariat. In Klagenfurt
und in den größeren Städten
des Landes demonstrierten
Lehrer und Schüler gemein-
sam für den „Anschluss“. Am
Abend, noch vor Schusch-

I
n Kärnten und der Steier-
mark war die Südgrenze
Teil der nationalen Identi-
tät, lange vor der NS-Zeit.

Grenzer brauchte man nicht
mehr zu werden, Grenzer war
man bereits. Zur nationalen
kam nun aber noch die rassi-
sche Komponente dazu: das
ideologisch verbrämte Überle-
genheitsgefühl gegenüber den
Slowenen im Lande. Die „Süd-
mark“, in der die Länder von
Osttirol bis ins südliche Bur-
genland organisatorisch zu-
sammengefasst wurden, soll-
ten Aushängeschilder „deut-
scher (nationalsozialistischer)
Gesinnung, Kultur und Wirt-
schaft“ an der Südostecke des
Reiches sein. Was wirtschaft-
lich dazu fehlte, sollte rasch
aufgeholt werden. Mit Förde-
rungen, Aufträgen, Krediten,
in Gleichschaltung und Verfol-
gung aus politischen, rassi-
schen oder religiösen Grün-
den. Fast jeder zehnte Kärnt-
ner und Steirer war NSDAP-
Mitglied, jeder dritte davon
war bereits vor 1938 Illegaler –
ein Spitzenwert in Österreich.

Die angesprochene Grenzla-
ge war nur ein Grund. Ebenso
stark wogen der nationale Ge-
gensatz im Land seit dem 19.
Jahrhundert, die Gebietsver-
luste 1918, die starke Rolle des
Landbundes in Kärnten, von
Heimwehren und Heimat-
schutz in der Steiermark, die
Nazifizierung in den großen
Alpine-Betrieben, die extrem

ter in Kärnten, hatten kurzzeitig
sogar die Illusion, ein Arrange-
ment mit dem NS-Regime fin-
den zu können. Von den Bischö-
fen über Karl Renner bis zu
Dichtern wie Hans Kloepfer
oder Josef Friedrich Perkonig
wurde für das Ja zum bereits
vollzogenen „Anschluss“ ge-
worben.

Unter großem Druck und in der
Hoffnung, das Schlimmste ab-
wehren zu können, empfahlen
auch Kärntner Slowenen ein Ja,
machten bekannte Priester wie
Johannes Ude mit ebenso wie
Mitglieder von CV-Verbindun-
gen oder Freimaurer-Logen.
Propagiert wurden Gratisessen,
Neueinstellungen von Arbeits-
losen, Lohnerhöhungen und
Absatzförderungen für Bauern.
Das Abstimmungsergebnis lag
über dem österreichischen
Durchschnitt. Die schnelle Be-
seitigung der Arbeitslosigkeit
gelang bis 1939 durch die Ein-
berufungen zu Wehrmacht und
Reichsarbeitsdienst, durch
Rüstungsaufträge, Investitio-
nen in Infrastruktur und Land-

wirtschaft sowie mit dem Ab-
zug von rund 25.000 Facharbei-
tern nach Deutschland.

Sehr bald zeigte sich die kir-
chenfeindliche Haltung des Re-
gimes – auch im Alltag. Bis Ende
1938 waren schon Dutzende
Priester verhaftet, der mutige
Kaplan Hans Pfeiler aus dem
steirischen Schäffern war im
Bezirksgefängnis von Nazis
nächtens erschlagen worden.
Teile der Priesterschaft oppo-
nierten subtil, andere öffentlich
gegen die Abschaffung des
Schulgebetes. In Oberzeiring
marschierten bekannte Nazis
bei der Fronleichnamsprozessi-
on mit, in Kärnten protestierte
die Kirche gegen die Entfer-
nung von Kreuzen aus Betrie-
ben, Schulen und Krankenhäu-
sern.

1941 wurden die Untersteier-
mark und Oberkrain angeglie-
dert. Die Gauleiter Sigfried Ui-
berreither und Friedrich Rainer
führten eine scharfe Eindeut-
schung des slowenischen Ge-
bietes („Dieses Land ist wieder
deutsch zu machen!“). Neben
den rund 3000 Juden, vor allem

in Graz und Klagenfurt, waren
die Slowenen das Hauptziel der
Rassenpolitik des Regimes. Die
Aussiedlung Zehntausender in
der Untersteiermark und die
Zwangsansiedlung von Gott-
scheern auf ihren verlassenen
Höfen, die Slowenen-Aussied-
lungen in Kärnten und die An-
siedlung von Kanaltaler Bau-
ern, Geiselerschießungen und
Morde waren vielfach die Moti-
vation für die starke Partisanen-
und Widerstandstätigkeit, zu-
nächst in Südkärnten, bald auch
auf Kor- und Saualpe und in der
Obersteiermark.

Die „Südmark“ sollte ein Schau-
fenster zum Balkan sein. Sofort
erhielten Industrie und Gewer-
be Wehrmachtsaufträge. 126
Firmen wurden zu Rüstungsbe-
trieben erklärt, mehr als 300
waren Wehrmachtslieferanten.
1944 beschäftigte die steirische
und Kärntner Rüstung und Zu-
lieferung etwa 140.000 Men-
schen, davon rund ein Viertel
Kriegsgefangene und Zwangs-
arbeiter. Die Bedeutung der
„Südmark“-Industrie für die

Rüstung des Reiches stieg an,
weil die deutschen Betriebe be-
reits schwer zerbombt waren.

Auch der Landwirtschaft kam
große Bedeutung zu: als Le-
bensmittel- und Energieprodu-
zent. Unter dem Slogan „Nah-
rung ist Waffe“ und der „Blut-
und Bodenideologie“ wurden
das Reichserbhofgesetz ein-
und die Umschuldung der Bau-
ern von 34.000 Landwirtschaf-
ten durchgeführt. Zwar konnte
damit die Landflucht nicht ge-
stoppt werden, doch blieb die
Lebensmittelversorgung bis
Kriegsende – vor allem durch
den Einsatz von rund 300.000
Zwangsarbeitern in der gesam-
ten „Südmark“ – auf einem mi-
nimalen Stand erhalten.

In beiden Ländern wurde die
NS-Ideologie stark mit der
Volkskultur verbunden. In der
Steiermark behielt der „graue
Rock“ des Erzherzogs Johann
seine Funktion, sollte nun aber
auch Ausdruck von NS-Gesin-
nung sein. In Kärnten wurde be-
sonders das „Kärntner Lied“ ge-
pflegt. Die Lehrer wurden „Kul-
turpfleger“ und Germanisierer.
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Protest
gegen den

„Anschluss“
Nur Mexiko hat beim Völkerbund

Protest gegen den „Anschluss“

Österreichs eingebracht. Die

Reaktionen der anderen Länder,

vor allem jene Russlands,

waren taktisch motiviert.
Von Peter Ruggenthaler

M
exiko war das einzi-
ge Land der Welt,
das 1938 beim Völ-
kerbund, dem „Vor-

gänger“ der UNO, schriftli-
chen Protest gegen den „An-
schluss“ Österreichs an
Deutschland einbrachte. Doch
der Völkerbund blieb untätig.
Die britische und die französi-
sche Regierung drückten am 11.
März „a protest in the stron-
gest terms“ bzw. „la protestati-
on la plus énergique“ gegen-
über dem deutschen Außen-
minister aus. Am Tag darauf
folgte eine Protestnote, ebenso
durch die französische Regie-
rung. Doch die Proteste waren
halbherzig – in London und Pa-
ris hatte man insgeheim akzep-
tiert, dass Österreicher eigent-
lich Deutsche seien und der
„Anschluss“ als ein Akt der
Vollziehung des Selbstbestim-
mungsrechtes der Völker gese-
hen werden kann. Die „Times“
schrieb, auch Schottland hätte
sich vor 200 Jahren England
angeschlossen. Die neutralen
Vereinigten Staaten von Ame-
rika verfolgten noch eine isola-
tionistische Politik, erkannten
den „Anschluss“ zwar de jure
nicht an, de facto aber schon.

Am entschiedensten trat
noch die Sowjetunion auf. Sie
heftete sich stets auf ihre Fah-
nen, entschieden gegen den
„Anschluss“ Österreichs ein-
getreten zu sein. Ein Blick hin-
ter die Kulissen offenbart, dass
es beim sowjetischen Protest
nur bedingt um das Schicksal
Österreich ging bzw. ange-
sichts der neuen geopoliti-
schen Realitäten in Mitteleu-
ropa gehen konnte. In Moskau
hatte man die Sprengkraft des
Einmarsches der deutschen
Wehrmacht in Österreich
rasch erkannt. Der sowjetische
Außenkommissar Maksim Lit-
vinov bezeichnete den „An-
schluss“ gegenüber dem Polit-
büro als „größtes Ereignis nach
dem Weltkrieg, voll von größ-

ten Gefahren“. Am 17. März
nahm er vor der sowjetischen
Presse öffentlich Stellung und
bezeichnete den „Anschluss“
als Gewaltakt und als Gefahr
für die europäischen Staaten.

Litvinovs Rede wurde einen
Tag später in einer Note Groß-
britannien, Frankreich, der
Tschechoslowakei und den
USA mit dem Vorschlag zur
Abhaltung einer gemeinsamen
Konferenz übermittelt. Der
Aufruf blieb ohne Resonanz.
„Diese Rede Litvinovs“, schrei-
ben die beiden Mitglieder der
Österreichisch-Russischen
Historikerkommission, Julia
Köstenberger und Verena Mo-
ritz, galt in der Sowjetunion
„als offizieller Protest der
UdSSR gegen den ,Anschluss‘“.
So entstand der Mythos, die
UdSSR sei die einzige Groß-
macht gewesen, die sich 1938
vehement für die Unabhängig-
keit Österreichs eingesetzt
habe. Tatsächlich protestierte
die Sowjetunion aber weder
offiziell bei der deutschen
Regierung gegen den „An-
schluss“ noch bekundete sie
die Nichtanerkennung der
„Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen

Reich“, wie der deutsche Ge-
setzestext zum „Anschluss“ im
Wortlaut lautete. So wertete
die deutsche Diplomatie
schließlich die mündliche An-
kündigung des sowjetischen
Geschäftsträgers in Berlin,
dass die Gesandtschaft in
Wien geschlossen werde, als
„bedingungslose Anerken-
nung“ des „Anschlusses“.

Moskaus Weg, mit der neuen
Situation umzugehen, war je-
doch weitaus diffiziler. Sie ver-
deutlicht gleichzeitig den
Platz, den die Sowjetunion im
Konzert der Mächte 1938 ein-
nahm. Denn ein halbes Jahr
nach dem „Anschluss“ brachte
Litvinov das Thema erneut vor
den Völkerbund. Er kritisierte
„das Verschwinden Öster-
reichs“ und rechnete scharf
mit der Appeasementpolitik
der Westmächte ab. Indirekt
suggerierte er, die UdSSR wäre
bereit, an einem kollektiven
Widerstand gegen den Aggres-
sor teilzunehmen. 1938 wurde
Stalins Sowjetunion als neue
europäische Großmacht völlig
ignoriert. Ohne sowjetische
Beteiligung regelten Großbri-
tannien, Frankreich, Italien
und Deutschland am 29./30.
September 1938 im Münchner

Abkommen die Abtretung der
sudetendeutschen Gebiete der
Tschechoslowakei an Hit-
ler. Aber konnte man entschie-
dene Schritte von Moskau über-
haupt erwarten? Deutschland
und die Sowjetunion arbeiteten
seit dem Rapallo-Vertrag von
1922 wirtschaftlich eng zusam-
men. 1939 sollte Stalin mit Hit-
ler einen Pakt beschließen.

Nach dem Hitler-Stalin-Pakt
1939 war Österreich für den
sowjetischen Diktator freilich
kein Thema mehr. Schweigen
war das Gebot der Stunde. Die
österreichischen Kommunisten
wurden beruhigt, die NS-Politik
sei eben imperialistisch. Nach
dem deutschen Überfall auf die
Sowjetunion 1941 wurde Stalin
aber zu einem Fürsprecher der
Wiederherstellung Österreichs.
Nun bezeichnete er den „An-
schluss“ Österreichs an das
Deutsche Reich als einen
weiteren Schritt im „Sammeln
deutscher Länder“. Österreich
als Nation gab es für Stalin
allerdings nicht, für ihn war
Österreich
„haupt-
sächlich von
Deutschen be-
siedelt“. Daher
passte für Stalin der
„Anschluss“ in „das Bild
des deutschen Nationalis-
mus“. Stalin setzte fortan
bewusst auf Abgrenzung der
Österreicher von den Deut-
schen, vor allem aus einem
Grund: Deutschland sollte,
wenn es besiegt sein würde, nie
wieder eine Gefahr für die Sow-
jetunion werden. Stalin war sich
bewusst, dass Deutschland
nicht zerstört werden könnte.
Mittel dazu waren die Zer-
stückelung Deutschlands und
die ständige Abtrennung von
Österreich.

Knapp eine Woche nach dem
„Anschluss“ Österreichs rich-
tete Mexiko am 19. März 1938 als
einziges Land der Welt eine

Protestnote an den Völkerbund.
Der Protest war „ein anti-
faschistisches Abziehbild von
Mexikos prinzipientreuer Au-
ßenpolitik“, schreibt Mexiko-
Experte Stefan A. Müller. Die
Annexion Österreichs wurde
für illegal erklärt und als
schweres Attentat auf das Völ-

kerrecht bezeichnet. Zudem
war Mexiko ein konsequenter
Kämpfer für Demokratie und
gegen Diktatur. Mit Sorge ver-
folgte Mexiko den spanischen
Bürgerkrieg und fürchtete Fol-
gen für die mexikanische De-
mokratie und Unabhängigkeit.
In Österreich hatte Mexiko

heimlich gewaltige Munitions-
bestellungen getätigt, um die
spanische Republik zu unter-
stützen. Mit dem „Anschluss“
fiel diese Hilfe weg. Auch ande-
re Faktoren spielten eine Rolle:
Mexiko hatte die ausländische
Erdölindustrie verstaatlicht
und fürchtete Konsequenzen
durch die USA. Großbritannien
und Frankreich richteten bilate-
rale Proteste an die deutsche
Regierung. Im Gegensatz zu
den USA und Frankreich aner-
kannte London später aber auch
de jure den „Anschluss“ – wo-
mit sich Großbritannien offi-
ziell mit Österreich in Krieg be-
fand – im Gegensatz zu den an-
deren Großmächten, die Öster-
reich als zu befreiendes Land
betrachteten.

Der italienische Diktator Mus-
solini, der noch 1934 nach

dem Putschversuch
der Nationalsozia-
listen in Wien als
Drohgebärden
Truppen am
Brenner aufmar-
schieren ließ,
war inzwischen
mit Hitler ver-
bündet. Un-
garns Horthy
verkündete:
„Ein alter
Freund von uns
vereinigte sich
mit einem an-
deren guten
Freund und
treuen Waffen-
bruder von

uns.“ In Belgrad
hatte man die Rückkehr

der Habsburger mehr befürch-
tet als NS-Deutschland. Jugo-
slawien akzeptierte den „An-
schluss“ und bemühte sich zu-
nächst, neutral zu bleiben. Am
besorgtesten war man in Prag.
Der deutschen Zusicherung,
dass der Tschechoslowakei kei-
ne Gefahr drohte, traute man
nicht. Zu Recht.
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Protest
gegen den

„Anschluss“
Nur Mexiko hat beim Völkerbund

Protest gegen den „Anschluss“

Österreichs eingebracht. Die

Reaktionen der anderen Länder,

vor allem jene Russlands,

waren taktisch motiviert.
Von Peter Ruggenthaler

M
exiko war das einzi-
ge Land der Welt,
das 1938 beim Völ-
kerbund, dem „Vor-

gänger“ der UNO, schriftli-
chen Protest gegen den „An-
schluss“ Österreichs an
Deutschland einbrachte. Doch
der Völkerbund blieb untätig.
Die britische und die französi-
sche Regierung drückten am 11.
März „a protest in the stron-
gest terms“ bzw. „la protestati-
on la plus énergique“ gegen-
über dem deutschen Außen-
minister aus. Am Tag darauf
folgte eine Protestnote, ebenso
durch die französische Regie-
rung. Doch die Proteste waren
halbherzig – in London und Pa-
ris hatte man insgeheim akzep-
tiert, dass Österreicher eigent-
lich Deutsche seien und der
„Anschluss“ als ein Akt der
Vollziehung des Selbstbestim-
mungsrechtes der Völker gese-
hen werden kann. Die „Times“
schrieb, auch Schottland hätte
sich vor 200 Jahren England
angeschlossen. Die neutralen
Vereinigten Staaten von Ame-
rika verfolgten noch eine isola-
tionistische Politik, erkannten
den „Anschluss“ zwar de jure
nicht an, de facto aber schon.

Am entschiedensten trat
noch die Sowjetunion auf. Sie
heftete sich stets auf ihre Fah-
nen, entschieden gegen den
„Anschluss“ Österreichs ein-
getreten zu sein. Ein Blick hin-
ter die Kulissen offenbart, dass
es beim sowjetischen Protest
nur bedingt um das Schicksal
Österreich ging bzw. ange-
sichts der neuen geopoliti-
schen Realitäten in Mitteleu-
ropa gehen konnte. In Moskau
hatte man die Sprengkraft des
Einmarsches der deutschen
Wehrmacht in Österreich
rasch erkannt. Der sowjetische
Außenkommissar Maksim Lit-
vinov bezeichnete den „An-
schluss“ gegenüber dem Polit-
büro als „größtes Ereignis nach
dem Weltkrieg, voll von größ-

ten Gefahren“. Am 17. März
nahm er vor der sowjetischen
Presse öffentlich Stellung und
bezeichnete den „Anschluss“
als Gewaltakt und als Gefahr
für die europäischen Staaten.

Litvinovs Rede wurde einen
Tag später in einer Note Groß-
britannien, Frankreich, der
Tschechoslowakei und den
USA mit dem Vorschlag zur
Abhaltung einer gemeinsamen
Konferenz übermittelt. Der
Aufruf blieb ohne Resonanz.
„Diese Rede Litvinovs“, schrei-
ben die beiden Mitglieder der
Österreichisch-Russischen
Historikerkommission, Julia
Köstenberger und Verena Mo-
ritz, galt in der Sowjetunion
„als offizieller Protest der
UdSSR gegen den ,Anschluss‘“.
So entstand der Mythos, die
UdSSR sei die einzige Groß-
macht gewesen, die sich 1938
vehement für die Unabhängig-
keit Österreichs eingesetzt
habe. Tatsächlich protestierte
die Sowjetunion aber weder
offiziell bei der deutschen
Regierung gegen den „An-
schluss“ noch bekundete sie
die Nichtanerkennung der
„Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen

Reich“, wie der deutsche Ge-
setzestext zum „Anschluss“ im
Wortlaut lautete. So wertete
die deutsche Diplomatie
schließlich die mündliche An-
kündigung des sowjetischen
Geschäftsträgers in Berlin,
dass die Gesandtschaft in
Wien geschlossen werde, als
„bedingungslose Anerken-
nung“ des „Anschlusses“.

Moskaus Weg, mit der neuen
Situation umzugehen, war je-
doch weitaus diffiziler. Sie ver-
deutlicht gleichzeitig den
Platz, den die Sowjetunion im
Konzert der Mächte 1938 ein-
nahm. Denn ein halbes Jahr
nach dem „Anschluss“ brachte
Litvinov das Thema erneut vor
den Völkerbund. Er kritisierte
„das Verschwinden Öster-
reichs“ und rechnete scharf
mit der Appeasementpolitik
der Westmächte ab. Indirekt
suggerierte er, die UdSSR wäre
bereit, an einem kollektiven
Widerstand gegen den Aggres-
sor teilzunehmen. 1938 wurde
Stalins Sowjetunion als neue
europäische Großmacht völlig
ignoriert. Ohne sowjetische
Beteiligung regelten Großbri-
tannien, Frankreich, Italien
und Deutschland am 29./30.
September 1938 im Münchner

Abkommen die Abtretung der
sudetendeutschen Gebiete der
Tschechoslowakei an Hit-
ler. Aber konnte man entschie-
dene Schritte von Moskau über-
haupt erwarten? Deutschland
und die Sowjetunion arbeiteten
seit dem Rapallo-Vertrag von
1922 wirtschaftlich eng zusam-
men. 1939 sollte Stalin mit Hit-
ler einen Pakt beschließen.

Nach dem Hitler-Stalin-Pakt
1939 war Österreich für den
sowjetischen Diktator freilich
kein Thema mehr. Schweigen
war das Gebot der Stunde. Die
österreichischen Kommunisten
wurden beruhigt, die NS-Politik
sei eben imperialistisch. Nach
dem deutschen Überfall auf die
Sowjetunion 1941 wurde Stalin
aber zu einem Fürsprecher der
Wiederherstellung Österreichs.
Nun bezeichnete er den „An-
schluss“ Österreichs an das
Deutsche Reich als einen
weiteren Schritt im „Sammeln
deutscher Länder“. Österreich
als Nation gab es für Stalin
allerdings nicht, für ihn war
Österreich
„haupt-
sächlich von
Deutschen be-
siedelt“. Daher
passte für Stalin der
„Anschluss“ in „das Bild
des deutschen Nationalis-
mus“. Stalin setzte fortan
bewusst auf Abgrenzung der
Österreicher von den Deut-
schen, vor allem aus einem
Grund: Deutschland sollte,
wenn es besiegt sein würde, nie
wieder eine Gefahr für die Sow-
jetunion werden. Stalin war sich
bewusst, dass Deutschland
nicht zerstört werden könnte.
Mittel dazu waren die Zer-
stückelung Deutschlands und
die ständige Abtrennung von
Österreich.

Knapp eine Woche nach dem
„Anschluss“ Österreichs rich-
tete Mexiko am 19. März 1938 als
einziges Land der Welt eine

Protestnote an den Völkerbund.
Der Protest war „ein anti-
faschistisches Abziehbild von
Mexikos prinzipientreuer Au-
ßenpolitik“, schreibt Mexiko-
Experte Stefan A. Müller. Die
Annexion Österreichs wurde
für illegal erklärt und als
schweres Attentat auf das Völ-

kerrecht bezeichnet. Zudem
war Mexiko ein konsequenter
Kämpfer für Demokratie und
gegen Diktatur. Mit Sorge ver-
folgte Mexiko den spanischen
Bürgerkrieg und fürchtete Fol-
gen für die mexikanische De-
mokratie und Unabhängigkeit.
In Österreich hatte Mexiko

heimlich gewaltige Munitions-
bestellungen getätigt, um die
spanische Republik zu unter-
stützen. Mit dem „Anschluss“
fiel diese Hilfe weg. Auch ande-
re Faktoren spielten eine Rolle:
Mexiko hatte die ausländische
Erdölindustrie verstaatlicht
und fürchtete Konsequenzen
durch die USA. Großbritannien
und Frankreich richteten bilate-
rale Proteste an die deutsche
Regierung. Im Gegensatz zu
den USA und Frankreich aner-
kannte London später aber auch
de jure den „Anschluss“ – wo-
mit sich Großbritannien offi-
ziell mit Österreich in Krieg be-
fand – im Gegensatz zu den an-
deren Großmächten, die Öster-
reich als zu befreiendes Land
betrachteten.

Der italienische Diktator Mus-
solini, der noch 1934 nach

dem Putschversuch
der Nationalsozia-
listen in Wien als
Drohgebärden
Truppen am
Brenner aufmar-
schieren ließ,
war inzwischen
mit Hitler ver-
bündet. Un-
garns Horthy
verkündete:
„Ein alter
Freund von uns
vereinigte sich
mit einem an-
deren guten
Freund und
treuen Waffen-
bruder von

uns.“ In Belgrad
hatte man die Rückkehr

der Habsburger mehr befürch-
tet als NS-Deutschland. Jugo-
slawien akzeptierte den „An-
schluss“ und bemühte sich zu-
nächst, neutral zu bleiben. Am
besorgtesten war man in Prag.
Der deutschen Zusicherung,
dass der Tschechoslowakei kei-
ne Gefahr drohte, traute man
nicht. Zu Recht.
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Gott schütze Österreich!
Rücktrittsrede des österreichischen Bundeskanzlers

Kurt Schuschnigg, 11. März 1938:

Österreicher und Österreicherinnen!

D
er heutige Tag hat uns vor eine schwere und
entscheidende Situation gestellt. Ich bin

beauftragt, dem österreichischen Volke über
die Ereignisse des Tages zu berichten:

Die deutsche Reichsregierung hat dem Herrn
Bundespräsidenten ein befristetes Ultimatum
gestellt, nach dem der Herr Bundespräsident einen
ihm vorgeschlagenen Kandidaten zum Bundes-
kanzler zu ernennen und die Regierung nach den
Vorschlägen der deutschen Reichsregierung zu
bestellen hätte, widrigenfalls der Einmarsch
deutscher Truppen in Österreich für diese
Stunde in Aussicht genommen wurde.

Ich stelle fest vor der Welt, dass die Nachrichten,
die in Österreich verbreitet wurden, dass Arbeiter-
unruhen gewesen seien, dass Ströme von Blut
geflossen seien, dass die Regierung nicht Herrin der
Lage wäre und aus eigenem nicht hätte Ordnung
machen können, von A bis Z erfunden sind.

Der Herr Bundespräsident beauftragt mich,
dem österreichischen Volke mitzuteilen, dass wir
der Gewalt weichen. Wir haben, weil wir um
keinen Preis, auch in diesen ernsten Stunden nicht,
deutsches Blut zu vergießen gesonnen sind, unserer
Wehrmacht den Auftrag gegeben, für den Fall, dass
der Einmarsch durchgeführt wird, ohne Widerstand
sich zurückzuziehen und die Entscheidung der
nächsten Stunden abzuwarten.

Der Herr Bundespräsident hat den General der
Infanterie, Schilhawsky, Generaltruppeninspektor,
mit der Führung der Wehrmacht betraut.
Durch ihn werden die weiteren Weisungen
für die Wehrmacht ergehen.

So verabschiede ich mich in dieser Stunde
von dem österreichischen Volk mit einem
deutschen Wort und einem Herzenswunsch:

Gott schütze Österreich!
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